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Grundordnung) spätestens sechs Wochen vor
Beginn der Tagung dem Synodalvorstand einzurei-
chen, damit sie auf die Tagesordnung gesetzt werden
können. Die Anträge sind schriftlich zu begründen.

Der Schlusstermin für die Einreichung der Anträge ist

Donnerstag, 31. März 2011.

Kassel, den 14. Januar 2011

Präses der Landessynode
Kirchenrat Rudolf  S c h u l z e

Tagung der Landessynode der
Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck 

in Hofgeismar vom 12. bis 14. Mai 2011
hier: Schlusstermin für die Einreichung von

Anträgen aus den Kreissynoden

Die Dritte Tagung der 12. Landessynode der Evan-
gelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck findet
vom 12. bis 14. Mai 2011 in der Kirchlichen
Tagungsstätte der Evangelischen Akademie und
des Evangelischen Predigerseminars in Hofgeis-
mar statt.

Nach § 30 Absatz 1 der Geschäftsordnung der Lan-
dessynode der Evangelischen Kirche von Kurhes-
sen-Waldeck vom 27. März 1968, KABl. S. 79, sind
Anträge der Kreissynoden (Artikel 72 Nr. 9 der
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Die Landessynode der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck hat in Hofgeismar das folgende 
Kirchengesetz beschlossen:

Haushaltsgesetz
zur Änderung des Haushaltsgesetzes über die Feststellung

des Haushaltsplanes der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck
für die Jahre 2010 und 2011

(Nachtragshaushaltsplan 2010)

Vom 24. November 2010

§ 1

Das Haushaltsgesetz für die Jahre 2010 und 2011 vom 25. November 2009 (KABl. 2010 S. 3) wird für das
Rechnungsjahr 2010 wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

im   o r d e n t l i c h e n  Haushaltsplan
Rechnungsjahr 2010

Die Summe der Einnahmen und Ausgaben
von bisher 194.385.000,00 Euro
erhöht sich um 884.635,00 Euro
auf nunmehr 195.269.635,00 Euro

im   a u ß e r o r d e n t l i c h e n   Haushaltsplan
(gesamtkirchliche Bauten/Darlehensfonds)

Rechnungsjahr 2010
Die Summe der Einnahmen und Ausgaben
von bisher 4.414.000,00 Euro
erhöht sich um 1.144.500,00 Euro
auf nunmehr 5.558.500,00 Euro

§ 2

Dieses Haushaltsgesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2010 in Kraft.

Vorstehendes Haushaltsgesetz wird hiermit verkündet.

Kassel, den 14. Dezember 2010 

Dr. H e i n
Bischof
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Sammlungen für die Diakonie 2011,
Aktion „Brot für die Welt“

und
Aktion „Hoffnung für Osteuropa“

1. Sammlungen für die Diakonie

Die Landessynode der Evangelischen Kirche
von Kurhessen-Waldeck hat am 23. November
2010 in Hofgeismar beschlossen, dass im Jah-
re 2011 von allen Kirchengemeinden öffentli-
che Sammlungen für diakonische Zwecke
durchgeführt werden. Die Anzahl der Samm-
lungen wurde ab dem Jahr 2006 von drei auf
zwei reduziert. Die Erlöse sind folgenden Auf-
gabenbereichen der Diakonie zuzuführen:

1.1 Für Projekte der Diakonie in den Kirchenkreisen

Die Benennung der Projekte erfolgt durch die
Kirchenkreise im Benehmen mit dem Diakoni-
schen Werk in Kurhessen-Waldeck e.V. (bishe-
rige Pfingstsammlung).
Frühjahrssammlung 
in Hessen 9. bis 18. März 2011
in Thüringen 27. Mai bis 5. Juni 2011 

1.2 Für die Einrichtungen im Diakonischen Werk in
Kurhessen-Waldeck

Die Benennung der Projekte erfolgt durch die
Organe des Diakonischen Werkes in Kurhes-
sen-Waldeck.
Opferwochensammlung 
in Hessen 12. bis 21. September 2011
in Thüringen 14. bis 23. November 2011

2. Aktion „Brot für die Welt“

Die Landessynode der Evangelischen Kirche
von Kurhessen-Waldeck hat beschlossen, die

52. Aktion „Brot für die Welt“ als landeskirchli-
che Sammlung vom 28. November 2010 bis 30.
April 2011 in allen Kirchengemeinden durchzu-
führen.

Im Rahmen der Aktion „Brot für die Welt“ kön-
nen ebenfalls Haus- und Straßensammlungen
durchgeführt werden. Über diese Sammlungen
müssen die Kirchenkreisämter mit dem Diako-
nischen Werk in Kurhessen-Waldeck bis späte-
stens zum 31. Mai 2011 abgerechnet und die
eingegangenen Gelder überwiesen haben.
Später eingehende Zahlungen werden auf die
folgende Aktion übernommen.

3. Aktion „Hoffnung für Osteuropa“

Die Landessynode der Evangelischen Kirche
von Kurhessen-Waldeck hat beschlossen, die
18. Aktion „Hoffnung für Osteuropa“ als landes-
kirchliche Sammlung vom 27. Februar 2011 bis
30. April 2011 in allen Kirchengemeinden
durchzuführen.

Über diese Sammlungen müssen die Kirchen-
kreisämter mit dem Diakonischen Werk in Kur-
hessen-Waldeck bis spätestens 31. Juli 2011
abgerechnet und eingegangene Gelder über-
wiesen haben.

Später eingehende Zahlungen werden auf die
folgende Aktion übernommen.

4. Erläuterungen

4.1 Im Rahmen der Vereinbarungen des Diakoni-
schen Werkes mit den anderen Spitzenverbän-
den der Freien Wohlfahrtspflege können die
Frühjahrssammlung und die Opferwochen-
sammlung im September (Monat der Diakonie)
als Haus- und Straßensammlung durchgeführt
werden.



10 1/2011

In vielen Kirchengemeinden bestehen Schwie-
rigkeiten, Helfer als Sammler für die Haus- und
Straßensammlung zu gewinnen. In diesen Fäl-
len sollen andere, den jeweiligen Gemeinde-
verhältnissen angepasste Sammlungsweisen
gewählt werden: z. B. Aufrufe in den Gemein-
deblättern, auf vervielfältigten Briefen oder in
der lokalen Presse. Dabei können Konten
angegeben oder Überweisungsträger (Zahlkar-
ten) beigefügt werden. Auch das Verteilen von
Spendentüten mit entsprechendem Aufdruck
und gezieltes Ansprechen besonderer
Gemeindegruppen sowie spezielle, auf die
Sammlungsschwerpunkte ausgerichtete Aktio-
nen sind denkbar.

4.2 In 2011 sind zwei Sammlungstermine vorgese-
hen. Sammlungstermine sind die mit der LIGA
der freien Wohlfahrtspflege abgestimmten
Sammlungstermine im Frühjahr und im Herbst.
Die Kirchengemeinden behalten weiterhin die
Möglichkeit, nur eine Sammlung durchzu-
führen. In diesem Fall soll die Sammlung im
Rahmen des Monats der Diakonie mittels
besonders vorbereiteter und organisierter
Aktionen unter Berücksichtigung des  diakoni-
schen Themas des Monats durchgeführt wer-
den. Nach örtlichem Herkommen kann es sich
in einigen Kirchengemeinden auch anbieten,
abweichend von diesem Grundsatz die Diako-
niesammlung in Verbindung mit einem som-
merlichen Gemeindefest oder einem Winterba-
sar durchzuführen. Wird nur eine Sammlung in
der Kirchengemeinde durchgeführt, so kann
entweder jeweils einer der beiden Sammlungs-
zwecke jährlich wechselnd festgelegt oder das
Sammlungsergebnis je zur Hälfte für beide
Zwecke bestimmt werden.

4.3 Das Verfahren über die Festlegung der Samm-
lungsprojekte und die Verwendung der Mittel
der Frühjahrssammlung für die Diakonie in den
Kirchenkreisen regelt die Kreissynode. Der
Kreisdiakonieausschuss ist dabei zu beteiligen.

Sammlungsprojekte, die Gegenstand der Früh-
jahrssammlung werden sollen, sind dem Dia-
konischen Werk in Kurhessen-Waldeck frühzei-
tig zu benennen. Es wird empfohlen, bei der
Auswahl der Projekte die Beratung durch das
Diakonische Werk in Kurhessen-Waldeck in
Anspruch zu nehmen.

Das allgemeine Werbematerial kann von dem
Diakonischen Werk in Kurhessen-Waldeck
kostenlos bezogen werden. Besonderes Wer-
bematerial für die auf Kirchenkreisebene aus-
gewählten Projekte kann beim Diakonischen
Werk gegen Entgelt bestellt werden. Hilfestel-
lungen bei der Gestaltung dieses Materials sei-
tens des Diakonischen Werkes sind möglich.
Die Verteilung der Mittel ist gebunden an den
Sammlungszweck.

4.4 Bei der Opferwochensammlung wird mit Pro-
jekten für diakonische Zwecke allgemein
gesammelt. Über die Verwendung der Mittel
entscheidet der Verwaltungsrat des Diakoni-
schen Werkes in Kurhessen-Waldeck aufgrund
der eingehenden Anträge im Laufe des folgen-
den Jahres.
Für die Opferwochensammlung 2011 wird vom
Diakonischen Werk in Kurhessen-Waldeck eine
Liste der Projekte, die insbesondere mit den
Spenden gefördert werden sollen, herausgege-
ben. Interessierte Kirchenvorstände können
einzelne Projekte auswählen, für die sie sam-
meln.

Es wird empfohlen, dass die Kirchengemein-
den sich kirchenkreisweise bei der Auswahl der
Projekte absprechen. Nähere Regelungen trifft
das Landeskirchenamt in Abstimmung mit dem
Diakonischen Werk.

Die oben genannten Sammlungen der Diakonie
stehen unter dem Vorbehalt der staatlichen Geneh-
migung, vor allem im Hinblick auf die Terminierung.

5. Bei der Durchführung der Sammlungen ist fol-
gendes zu beachten:

1. Jeder Sammler ist mit einem von der Kir-
chengemeinde abgestempelten Ausweis
zu versehen. Der Ausweis ist nach
Abschluss der Sammlung einzuziehen.

2. Bei Haussammlungen sind Listen zu ver-
wenden.

3. Bei Straßensammlungen sind verschließ-
bare oder verplombte Sammelbüchsen zu
verwenden, auf denen der Name des Ver-
anstalters sichtbar angebracht sein muss.

6. Für die Mitwirkung von Minderjährigen an
Haus- und Straßensammlungen gilt folgende
Regelung:

a) Minderjährige von 12 Jahren an dürfen zu
zweien sammeln, jedoch nur bis zum Ein-
tritt der Dunkelheit und längstens bis 20:00
Uhr.

b) Die Zustimmung des gesetzlichen Vertre-
ters muss vorliegen.

c) Die Minderjährigen dürfen nicht in Gast-
oder Vergnügungsstätten sammeln.

7. Für den Kirchenkreis Schmalkalden sind die
Sammlungen vom Thüringer Landesverwal-
tungsamt zwischenzeitlich als öffentliche Haus-
und Straßensammlungen genehmigt. Bei der
Durchführung der Sammlungen ist folgendes
zu beachten:
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kennungsfähige rechtsgültige Eheschließung vor-
aus.

(2) Eine der zu trauenden Personen muss der
evangelischen Kirche angehören.

§ 2 
Zuständigkeit

Zuständig für die Trauung ist der Pfarrer/die Pfarre-
rin der Kirchengemeinde oder des Pfarrbezirks, in
denen
a) eine der zu trauenden Personen ihren Wohn-

sitz hat,
b) die Eltern oder Pflegeeltern einer der zu trau-

enden Personen wohnen oder
c) die zu trauenden Personen ihre Wohnung neh-

men wollen.

§ 3 
Anmeldung der Trauung

Die Trauung soll mindestens zwei Wochen vor dem
gewünschten Termin angemeldet werden. Bei der
Anmeldung ist dem Pfarrer/der Pfarrerin, der/die
die Trauung vollziehen soll, die Mitgliedschaft in
einer evangelischen Kirche nachzuweisen.

§ 4 
Abkündigung

Die Trauung soll im Gottesdienst der Gemeinde, in
der sie stattfindet, abgekündigt und in die Fürbitten
eingeschlossen werden.

§ 5 
Traugespräch

Der Pfarrer/die Pfarrerin führt mit den zu trauenden
Personen ein Traugespräch. Es soll in einem ange-
messenen zeitlichen Abstand vor der Trauung statt-
finden. Gegebenenfalls ist dabei auf Erfordernisse
bei einer gemeinsamen kirchlichen Trauung hinzu-
weisen.

§ 6 
Trauung

(1) Ein/e zuständige/r Pfarrer/Pfarrerin ist verpflich-
tet, eine von ihm/ihr erbetene Trauung vorzuneh-
men, soweit § 7 dem nicht entgegensteht.

(2) Die Trauung folgt der agendarischen Ordnung.

§ 7 
Versagungsgründe

Die Trauung kann versagt werden, wenn besonde-
re Umstände sie nicht verantwortbar erscheinen
lassen, insbesondere, wenn eine zu trauende Per-
son den christlichen Glauben oder die evangeli-
sche Kirche offenkundig verächtlich macht. Der
Pfarrer/die Pfarrerin trifft seine/ihre Entscheidung
in Wahrnehmung seiner/ihrer besonderen seelsor-

Haussammlungen mit Sammellisten

Bei Haussammlungen sind Sammellisten zu
verwenden, die fortlaufend zu nummerieren
sind.

Der Name des Sammlers und die Nummer sei-
nes Personalausweises sind einzutragen. Die
Listen müssen von den Pfarrämtern abgestem-
pelt und unterschrieben werden.

Alle gespendeten Beträge sind in den Listen zu
erfassen. Die Eintragung des Namens ist dem
Spender freizustellen. Hierauf müssen die
Sammler besonders hingewiesen werden. Die
Sammler müssen das 18. Lebensjahr vollendet
haben und den Personalausweis mit sich
führen.

Straßensammlung

Die Straßensammlung ist nur mit sicher ver-
schlossenen und fortlaufend nummerierten
Sammelbüchsen statthaft. Die Sammler müs-
sen einen Sammlerausweis und den Personal-
ausweis oder Kinderausweis mit sich führen.
Über Ausgabe und Rückgabe der Büchsen
muss ein Nachweis geführt werden. Bei
Straßensammlungen dürfen auch Jugendliche
ab 14 Jahren bis zum Eintritt der Dunkelheit
sammeln.

Sammellisten und Sammlerausweise müssen
nach Ablauf der Sammlung wieder eingezogen
werden.

8. Die Sammellisten sind in den Pfarrämtern auf-
zubewahren. Für die Aufbewahrungsfrist ist die
Kassationsordnung (Anlage Ziffer 2.2) maßge-
bend.

Dr. K n ö p p e l
Vizepräsident

Landeskirchenamt Kassel, den 7. Dezember 2010

Die Landessynode der Evangelischen Kirche von
Kurhessen-Waldeck hat in Hofgeismar das folgen-
de Kirchengesetz beschlossen:

Kirchengesetz über die Trauung
(TrauG)

Vom 24. November 2010

§ 1 
Voraussetzung für die Trauung

(1) Die kirchliche Trauung setzt eine nachgewiese-
ne, nach deutschem Recht anerkannte oder aner-
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gerlichen Verantwortung gegenüber den zu trauen-
den Personen und gegenüber Kirche und Gemein-
de. Vor dieser Entscheidung soll er/sie sich mit den
Kirchenältesten oder - wo solche nicht vorhanden
sind - mit Mitgliedern des Kirchenvorstandes bera-
ten. In jedem Fall hat der Pfarrer/die Pfarrerin den
Kirchenvorstand über die Versagung einer Trauung
unverzüglich zu unterrichten.

§ 8 
Beschwerde gegen die Versagung

(1) Gegen die Versagung einer Trauung steht den
Betroffenen die Beschwerde zu. Über die
Beschwerde entscheidet der Kirchenkreisvorstand.
Dieser hat vor seiner Entscheidung dem
Pfarrer/der Pfarrerin und dem Kirchenvorstand
sowie den Betroffenen Gelegenheit zur Stellung-
nahme zu geben.

(2) Gegen eine ablehnende Entscheidung des Kir-
chenkreisvorstandes steht den Betroffenen die wei-
tere Beschwerde beim Landeskirchenamt zu, über
die dieses endgültig entscheidet.

(3) Beschwerde und weitere Beschwerde bedürfen
der Schriftform. Sie sind nicht mehr zulässig, wenn
mehr als drei Monate seit der Bekanntgabe der
Entscheidung verstrichen sind.

(4) Wird die Trauung bewilligt, so gilt ein Dimisso-
riale als erteilt.

§ 9 
Ort der Trauung

Die Trauung findet in der Regel in der Kirche oder
in einem sonstigen gottesdienstlichen Raum der
Gemeinde statt.

§ 10 
Beurkundung und Bescheinigung

Die Trauung ist im Kirchenbuch der Gemeinde zu
beurkunden, in der die Trauung stattgefunden hat.
Dem Ehepaar ist eine Bescheinigung über die
Trauung auszuhändigen.

§ 11
Zeiten

In der Karwoche, in der Bußtagswoche und am
Ewigkeitssonntag sind - außer in Notfällen - Trau-
ungen nicht zulässig. Im Übrigen kann der Kir-
chenvorstand bestimmen, an welchen anderen
Tagen Trauungen nicht stattfinden dürfen.

§ 12 
Inkrafttreten

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am Tage nach der
Verkündung im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft.

(2) Das Kirchengesetz über die Trauung vom 
6. November 1970 (KABl. S. 111) tritt gleichzeitig
außer Kraft.

Das vorstehende Kirchengesetz wird hiermit ver-
kündet.

Kassel, den 7. Dezember 2010

Dr. H e i n 
Bischof



1/2011 13

-zustellungsgesetzes der Evangelischen Kirche in
Deutschland (VVZG-EKD) vom 28. Oktober 2009
vom 3. Dezember 2010 das Inkrafttreten für die
Evangelische Kirche von Kurhessen-Waldeck am
1. Januar 2011 bestimmt.

Dr. K n ö p p e l
Vizepräsident

Landeskirchenamt Kassel, den 7. Dezember 2010

Die Landessynode der Evangelischen Kirche von
Kurhessen-Waldeck hat in Hofgeismar das folgen-
de Kirchengesetz beschlossen:

Kirchengesetz über die Zustimmung
zum Verwaltungsverfahrens- und 

-zustellungsgesetz der Evangelischen Kirche
in Deutschland

Vom 24. November 2010

§ 1
Zustimmung

(1) Dem Verwaltungsverfahrens- und -zustellungs-
gesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland
vom 28. Oktober 2009 (ABl. EKD S. 334) wird zuge-
stimmt.

(2) Das Landeskirchenamt wird ermächtigt, die
Zustimmung gemäß Artikel 10 a Absatz 2 Buchsta-
be b der Grundordnung der Evangelischen Kirche
in Deutschland gegenüber dem Rat der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland zu erklären und den
Rat zu bitten, den Zeitpunkt des Inkrafttretens des
Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsgesetzes
für die Evangelische Kirche von Kurhessen-Wal-
deck für den 1. Januar 2011 vorzusehen.

§ 2
Inkrafttreten

(1) Dieses Kirchengesetz tritt am Tage nach der
Verkündung im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft.

(2) Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des Verwal-
tungsverfahrens- und -zustellungsgesetzes der
EKD für die Evangelische Kirche von Kurhessen-
Waldeck ist im Kirchlichen Amtsblatt bekannt zu
machen.

Dr. H e i n 
Bischof

Bekanntmachung Verwaltungsverfahrens- und
-zustellungsgesetz der Evangelischen Kirche

in Deutschland (VVZG-EKD)

Landeskirchenamt Kassel, den 12. Januar 2011

Nachstehend wird das Verwaltungsverfahrens- und
-zustellungsgesetz der Evangelischen Kirche in
Deutschland (VVZG-EKD) vom 28. Oktober 2009
(ABl. EKD S. 334) in der berichtigten Fassung vom
15. Oktober 2010 (ABl. EKD S. 296) bekannt
gemacht. Der Rat der Evangelischen Kirche in
Deutschland hat mit der Dritten Verordnung über
das Inkrafttreten des Verwaltungsverfahrens- und 

Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsgesetz
der Evangelischen Kirche in Deutschland

(VVZG-EKD)

Vom 28. Oktober 2009

in der berichtigten Fassung vom 15. Oktober 2010
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Neubesetzung der Disziplinarkammer
der Evangelischen Kirche
von Kurhessen-Waldeck

Die 12. Landessynode der Evangelischen Kirche
von Kurhessen-Waldeck hat auf ihrer zweiten
Tagung in Hofgeismar am 24. November 2010 die
Mitglieder der Disziplinarkammer gewählt:

Vorsitzender:
Präsident des Hessischen Verwaltungsgerichts-
hofes a.D.
Wolfgang Reimers
Stellvertreter:
1. Richter am Hessischen Verwaltungsgerichtshof

Dirk Schönstädt
2. Oberstaatsanwalt bei der Staatsanwaltschaft

Kassel
Dietmar Schaub

Juristischer Beisitzer:
Staatsanwalt bei der Staatsanwaltschaft Kassel
Dr. Götz Wied
Stellvertreter:
1. Professorin an der Hochschule Fulda

Dr. Katrin Hesse-Schmitz
2. Rechtsanwältin Katharina Glawe-Schakowski

Beisitzer im Verfahren gegen Pfarrer:
Dekan Dr. Gernot Gerlach
Stellvertreter:
1. Dekanin Gisela Strohriegl
2. Dekan i.R. Lothar Grigat

Beisitzer im Verfahren gegen Kirchenbeamte
(höherer Dienst):
Oberstudiendirektorin i.K. Christel Ruth Kaiser
Stellvertreter:
1. Studiendirektor i.K. Wilfried Ranft
2. Kirchenverwaltungsoberrat Stephan Heinisch

Beisitzer im Verfahren gegen Kirchenbeamte
(gehobener Dienst):
Kirchenoberamtsrat Reinhard Gehrke
Stellvertreter:
1. Kirchenverwaltungsdirektorin Bärbel Dittrich
2. Kirchenverwaltungsoberrat Wilhelm Kniffert

Kassel, den 6. Januar 2011

Dr. H e i n
Bischof
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ar 1978 (KABI. S. 12) - hat der Rat der Landeskir-
che am 12. November 2010 die folgende Rechts-
verordnung beschlossen. Hierdurch wird die Ver-
ordnung zur Internetnutzung in der Evangelischen
Kirche von Kurhessen-Waldeck vom 10. August
2001 (KABl. 2004, S. 81) abgelöst.

§ 1
Anwendungsbereich

Diese Verordnung gilt für die Nutzung von Intranet
und Internet in der Evangelischen Kirche von Kur-
hessen-Waldeck.

Die Nutzung dient der Verbesserung von Arbeits-
abläufen, Datensicherheit, Transparenz und  Infor-
mationsfluss zwischen allen Ebenen und Mitarbei-
tern innerhalb der Landeskirche.

§ 2
Zugangs- und Nutzungsberechtigungen

zum Intranet

Zugangs- und Nutzungsberechtigungen zum lan-
deskirchlichen Intranet werden vom Landeskir-
chenamt eingerichtet.

§ 3
Zulässigkeit und Nutzung des Internets

Das vertretungsberechtigte Organ der jeweiligen
kirchlichen Körperschaft entscheidet über die
Zulassung und den Umfang der Internetnutzung
einschließlich der privaten Internetnutzung. Das
vertretungsberechtigte Organ kann diese Entschei-
dung im Rahmen der vorgegebenen Zuständigkeit
delegieren. Das Nähere regelt eine Richtlinie des
Landeskirchenamtes.

§ 4
Datenschutz und Datensicherheit

(1) Die Nutzer  sind verpflichtet, die datenschutz-
rechtlichen Bestimmungen sowie die Maßnahmen
zur Datensicherheit der Landeskirche einzuhalten.
Sie haben die Daten und deren Übertragung vor
unbefugter Kenntnisnahme, Veränderung, Zer-
störung und Verlust im Rahmen der geltenden
Regelungen zu schützen.

(2) Für das Intranet der Landeskirche und diesem
angeschlossene Rechner werden zur Sicherung
und Kontrolle der Daten entsprechende Protokolle
durch ein Sicherheitssystem erstellt. Die Protokolle
werden gemäß den gesetzlichen Aufbewahrungs-
fristen gespeichert.

§ 5
Zertifizierung

Das Landeskirchenamt betreibt ein System zur
Ausstellung digitaler Zertifikate, um eine sichere
elektronische Kommunikation und eine Authentifi-
zierung zu ermöglichen.

Nachwahl in den Nominierungsausschuss

Die 12. Landessynode der Evangelischen Kirche
von Kurhessen-Waldeck hat auf ihrer zweiten
Tagung am 24. November 2010 in Hofgeismar zum
Stellvertreter von Personalleiter Dieter Fritz, Kas-
sel, in den Nominierungsausschuss für das ver-
storbene Laienmitglied Beamtin Birgit Löhle, 
Kassel,

Vorsitzenden Richter 
am Hessischen Verwaltungsgerichtshof
Kirchenrat Dr. Thomas Dittmann, Kassel,

gewählt.

Kassel, 10. Dezember 2010

Dr. H e i n
Bischof

Nachwahl in den Finanzausschuss

Die 12. Landessynode der Evangelischen Kirche
von Kurhessen-Waldeck hat auf ihrer zweiten
Tagung am 24. November 2010 in Hofgeismar in
den Finanzausschuss für das verstorbene Mitglied
Beamtin Birgit Löhle, Kassel,

Steuerberater Rainer Reinke, Kassel,

gewählt.

Kassel, den 10. Dezember 2010

Dr. H e i n
Bischof

Landeskirchenamt Kassel, den 30. Dezember 2010

Verordnung über die Nutzung
von Intranet und Internet in der 

Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck
(Intranet-/Internet-VO)

Aufgrund von § 1 des Kirchengesetzes über die
Regelung der Anwendung von Elektronischer
Datenverarbeitung in der EKKW vom 29. Novem-
ber 1989 (KABI. S. 140) und § 1 Absatz 2 der Ver-
ordnung über die Zustimmung der Evangelischen
Kirche von Kurhessen-Waldeck zum Kirchengesetz
der Evangelischen Kirche in Deutschland über den
Datenschutz vom 10. November 1977 vom 6. Janu-
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§ 6
Verwaltungsordnung und Richtlinien

Das Landeskirchenamt erlässt die zur Ausführung
und Ergänzung erforderlichen Verwaltungsordnun-
gen und Richtlinien.

§ 7
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Veröffent-
lichung im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft. Gleichzei-
tig tritt die Verordnung zur Internetnutzung in der
Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck
vom 10. August 2001 (KABl. 2004, S. 81) außer
Kraft.

Dr. K n ö p p e l 
Vizepräsident

Die Zertifizierungsstellen erstellen alle Zertifikate
innerhalb der EKKW-PKI. Die EKKW-PKI wird vom
Sachgebiet Informations- und Kommunikations-
technik im Landeskirchenamt betrieben.

Die EKKW-PKI erfüllt folgende Bedingungen:

− Für die Signierung aktiver Zertifizierungsstellen
wird eine dedizierte Maschine eingesetzt, die
vom restlichen Netzwerk getrennt ist.

− Die zur elektronischen Signatur ausgestellten
Zertifikate enthalten ein asymmetrisches
Schlüsselpaar.

− Der Zertifizierungsschlüssel hat eine Mindest-
länge von 2048 Bits.

− Die Zertifikate für fortgeschrittene elektronische
Signaturen werden im PKCS#10/12 Format aus-
gegeben. Einfache Zertifikate als PKCS#7
(Public Key Cryptography Standards).

− Der selbstsignierte Schlüssel der Stammzertifi-
zierungsstelle und die signierten Schlüssel der
ausstellenden Zertifizierungsstellen werden vor
unbefugten Personen geschützt aufbewahrt.

Die EKKW-PKI ist bei der zuständigen Behörde
(IANA) registriert.

Die Identifikationsnummer dieser Richtliniener-
klärung lautet: 1.3.6.1.4.1.34210.100.10.1

2.2 Zertifikatnehmer

Zertifikatnehmer sind natürliche und juristische
Personen, einschließlich ihrer Untergliederungen,
sowie deren technische Einrichtungen, die ein Zer-
tifikat der EKKW-PKI ausgestellt bekommen.

2.3 Zertifikatsinhalte

Die von EKKW-PKI ausgestellten Zertifikate ent-
halten regelmäßig folgende Angaben.

− Name des Zertifikatinhabers
− Name der ausstellenden Zertifizierungsstelle
− Seriennummer des Zertifikats 
− Gültigkeitszeitraum 
− Name des Signatur Algorithmus 
− Öffentlicher Schlüssel 
− Version
− Fingerprint (elektronische Kennung)
− folgende Erweiterungen:

− EMail-Adresse:
vorname.nachname@ekkw.de 

− Prinzipalname des Zertifikatinhabers
− Key Usage (Verwendungszweck)
− Extended Key Usage (erweiterter Verwen-

dungszweck)
− Sperrlistenverteilungspunkte
− Zugriff auf Stelleninformationen

Abhängig vom Verwendungszweck des jeweiligen
Zertifikats können weitere Angaben hinzukommen
oder entfallen.

Landeskirchenamt Kassel, den 30. Dezember 2010

Das Landeskirchenamt hat in seiner Sitzung am
21.12.2010 gemäß § 6 Verordnung über die Intra-
net- und Internetnutzung in der Evangelischen Kir-
che von Kurhessen-Waldeck vom 12.11.2010 die
folgende Richtlinie beschlossen:

Zertifizierungsrichtlinie der EKKW – PKI

1. Einleitung

Die Evangelische Kirche von Kurhessen-Waldeck
betreibt ein System zur Ausstellung digitaler Zerti-
fikate, die EKKW-PKI (Public Key Infrastructure),
um eine gesicherte elektronische Kommunikation
und eine Authentifizierung zu ermöglichen. Sie
stellt als Zertifizierungsinstanz nach dieser Richtli-
nie „fortgeschrittene elektronische Zertifikate“ aus.
Die Zertifikate dienen der Nutzung als digitale Sig-
natur und der Verschlüsselung von E-Mail- und
Datei-Verkehr.
Diese Zertifizierungsrichtlinie regelt die Abläufe
innerhalb der EKKW-PKI und legt dabei die Rah-
menbedingungen für die Ausstellung und Nutzung
von Zertifikaten fest. Sie ist für alle Teilnehmer an
der EKKW-PKI verbindlich.

2. Zertifizierungsinstanz

2.1 Zertifizierungsstellen

In der EKKW-PKI gibt es drei Zertifizierungsstellen
(CA, Certification Authority). Die Stammzertifizie-
rungsstelle wird offline und zwei weitere als aus-
stellende Stellen betrieben. Ihre Namen lauten:
EKKW RootCA LKA; EKKW SubCA01 LKA; EKKW
SubCA02 LKA
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− Missbrauch bzw. Verlust/Diebstahl des privaten
Schlüssels

− Änderung personenbezogener Daten oder son-
stiger zertifikatsrelevanter Angaben

− Ausscheiden des Mitarbeiters
− Verstoß gegen diese Richtlinie
− Sperrantrag des Zertifikatinhabers
− Einstellen des Zertifizierungsbetriebs
− Verlust/Diebstahl der PIN (Persönliche Identifi-

kationsnummer) einer PFX-Datei

6. Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt mit Beschlussfassung des Lan-
deskirchenamtes in Kraft. Sie ist im Kirchlichen
Amtsblatt zu veröffentlichen.

Dr. K n ö p p e l 
Vizepräsident

3. Namen

Die ausgestellten Zertifikate tragen den Namen
des Zertifikatinhabers sowie eine zugeordnete
Organisationseinheit. Optional können weitere
Zuordnungsmerkmale enthalten sein. Durch den
zugeordneten Namen muss der Zertifikatnehmer
innerhalb der Landeskirche eindeutig identifizierbar
sein. Die weiteren Bezeichnungen müssen geläufi-
gen Organisationseinheiten innerhalb der Landes-
kirche entsprechen. Zertifikate für Personen dürfen
nur auf einen zulässigen Namen des Zertifikatneh-
mers ausgestellt werden. Anonyme Zertifikate wer-
den nicht ausgestellt. Die Eindeutigkeit von mehre-
ren Zertifikaten eines Zertifikatnehmers wird durch
die Zertifikatsseriennummer erreicht.

4. Zertifizierungsvorgang

4.1 Antrag und Ausstellung

Zertifikate können für eine bestimmte Gruppe Zer-
tifikatnehmer ausgestellt oder von einzelnen Zerti-
fikatnehmern beantragt werden. Antragsberechtigt
ist jeder Zertifikatnehmer innerhalb der EKKW-PKI.
Der Antrag ist an das Sachgebiet Informations- und
Kommunikationstechnik im Landeskirchenamt zu
stellen. Über Anträge wird entsprechend den
Anwendungsmöglichkeiten für den jeweiligen Zerti-
fikatnehmer entschieden. Das Sachgebiet Informa-
tions- und Kommunikationstechnik im Landeskir-
chenamt prüft die Berechtigung des Antragstellers,
sofern dieser ihr nicht bekannt ist.
Die Ausstellung der Zertifikate kann auf elektroni-
schem Wege auch webbasiert erfolgen.

4.2 Teilnehmererklärung

Mit Verwendung des Zertifikats erklärt sich der Zer-
tifikatinhaber mit der geltenden Richtlinie der
EKKW-PKI einverstanden.

5. Sperrung / Sicherheit

5.1 Nutzungsbedingungen

Der Zertifikatinhaber ist für den Schutz des Zertifi-
kats und des privaten Schlüssels, auch auf ande-
ren technischen Geräten, verantwortlich. Private
Schlüssel in ausgestellten Zertifikaten können
exportiert werden. Bei einem Zertifikatsexport mit
privatem Schlüssel muss für die PFX-Datei (Perso-
nal Information Exchange File - kann privaten
Schlüssel beinhalten -) ein komplexes Kennwort
verwendet werden.
Bei Bekanntwerden eines Missbrauchs bzw. Ver-
lust eines Zertifikats informiert der Zertifikatinhaber
unverzüglich das Sachgebiet Informations- und
Kommunikationstechnik im Landeskirchenamt.

5.2 Sperrgründe

Zertifikate können von EKKW-PKI aus folgenden
Gründen gesperrt werden:

Das Landeskirchenamt hat gemäß Artikel 139
Absatz 1 Buchstabe g der Grundordnung der Evan-
gelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck folgende
Ordnung beschlossen:

Kollektenordnung (KollO)
Vom 24. August 2010

Abschnitt I
Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Begriffsbestimmungen

(1) Kollekten im Sinne dieser Ordnung sind alle
Gaben von Geld, die im Rahmen von Gottesdiens-
ten, Amtshandlungen oder besonderen Aktionen
und landeskirchlich verordneten Sammlungen für
einen bestimmten, steuerrechtlich begünstigten
Zweck erbeten oder gespendet werden. Sie sind
seitens der Gemeinden Ausdruck der Solidarität
mit den Empfängern.

(2) Gottesdienstliche Kollekten sind Gaben von
Geld, die unter Angabe eines konkreten Kollekten-
zwecks erbeten und gegeben werden.

Zu unterscheiden sind:

− durch den Kollektenplan vorgegebene Pflicht-
und Wahlpflichtkollekten in Hauptgottesdiensten;

− durch den Kollektenplan vorgegebene freie Kol-
lekten, deren Zweckbestimmung durch die Kir-
chengemeinde erfolgt, in Hauptgottesdiensten
bzw. freie Kollekten in sonstigen Gottesdiensten;

− Zweitkollekten in Haupt- und Nebengottesdiens-
ten (z.B. Klingelbeutel / Opfer).
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(3) Hauptgottesdienst ist der am maßgeblichen Tag
ortsübliche allgemeine Gottesdienst.

§ 2
Verantwortung des Kirchenvorstands

(1) Der Kirchenvorstand ist für die Erhebung und
Abführung der Kollekten verantwortlich. Er
bestimmt den Kollektenzweck, sofern dieser nicht
durch den landeskirchlichen Kollektenplan (§ 4)
festgelegt ist. Mit der Organisation der Erhebung
und der Abführung der Kollekten beauftragt er eine
geeignete Person (z.B. Mitglied des Kirchenvor-
standes, Kastenmeister, Küster).

(2) Die Beauftragung sowie spätere Änderungen
der Beauftragung sind dem Kirchenkreisamt über
das Dekanat unter Angabe von Namen, Wohnort
und Telefonnummer der beauftragten Person
unverzüglich mitzuteilen.

§ 3
Allgemeine Regeln

(1) Kollekten dürfen nur für den bekannt gegebe-
nen Zweck verwendet werden.

(2) Kollekten dürfen nicht mit anderen Geldern
(z.B. mit den Zweitkollekten) vermischt werden.

(3) Verletzen die mit der Verwaltung der Kollekten
ehrenamtlich oder dienstlich beauftragten Perso-
nen schuldhaft ihre Pflichten, so können sie nach
den Vorschriften des bürgerlichen Rechts und des
Strafrechts für den entstandenen Schaden haftbar
gemacht werden.

Disziplinarrechtliche Maßnahmen bei Kirchenbe-
amten bleiben unberührt.

Abschnitt II
Landeskirchlicher Kollektenplan 
und Gottesdienstliche Kollekten

§ 4
Landeskirchlicher Kollektenplan

(1) Der landeskirchliche Kollektenplan gibt für
jeweils zwei Jahre (entsprechend dem landeskirch-
lichlichen Doppelhaushalt) vor, an welchen Sonn-
bzw. Feiertagen eine Pflicht-, eine Wahlpflicht- oder
eine freie Kollekte in den Hauptgottesdiensten
erhoben wird.

(2) Bei der Verteilung der Kollektenzwecke sollen
pro Monat zwei Kollekten als freie Kollekten
bestimmt werden.

(3) Der landeskirchliche Kollektenplan sieht eine
jährlich wechselnde inhaltliche Schwerpunktset-
zung bezogen auf die unterschiedlichen kirchlichen
Handlungsfelder (Aufgabenbereiche) vor, die vom
Rat der Landeskirche für die Wahlpflichtkollekten
festgesetzt wird.

Die Handlungsfelder sind:
1. Theologische Ausbildung, Gemeindepfarr-

dienst und Kirchenmusik
(Einzelplan 0, Landeskirchliche Haushalts-
systematik)

2. Sonderseelsorge, Jugendarbeit, Kirchentag
und Freizeitheime (Einzelplan 1)

3. Diakonie und kirchliche Sozialarbeit (Einzel-
plan 2)

4. Mission und Ökumene (Einzelplan 3)
5. Öffentlichkeitsarbeit (Einzelplan 4)
6. Bildung und Wissenschaft (Einzelplan 5)

(4) Der landeskirchliche Kollektenplan wird vom
Rat der Landeskirche beschlossen und amtlich
bekannt gemacht.

(5) Näheres regelt die Richtlinie zur Aufstellung des
landeskirchlichen Kollektenplans.

§ 5
Durchführung des

landeskirchlichen Kollektenplans

(1) Landeskirchlich angeordnete Pflicht- und Wahl-
pflichtkollekten (§ 7 Absatz 1 und 2) können aus
wichtigem Grund (z.B. Festgottesdienst aus beson-
derem Anlass) auf den nächstliegenden Sonntag
verlegt werden, an dem der Kirchenvorstand den
Kollektenzweck bestimmen kann (Freie Kollekten
nach § 7 Absatz 3).

(2) Der Kirchenvorstand beschließt gemäß dieser
Ordnung eine auf die Kirchengemeinde spezifizier-
te Fassung (Benennung der Wahlpflicht- und der
freien Kollekten) des landeskirchlichen Kollekten-
plans.

(3) Kirchengemeinden, die keinen wöchentlichen
Hauptgottesdienst feiern, können den Kollekten-
plan insoweit verändern, dass monatlich eine freie
Kollekte erhoben werden kann.

(4) Der spezifizierte Plan ist dem Kirchenkreisamt
über das Dekanat anzuzeigen.

§ 6
Erhebung der Kollekten

(1) Die Kirchengemeinden haben in allen Haupt-
gottesdiensten eine Kollekte zu erheben. In ande-
ren Gottesdiensten soll eine Kollekte erhoben wer-
den.

(2) Die Kollekte soll am Ende des Gottesdienstes
erhoben werden.

(3) Neben dieser Kollekte kann in einem Gottes-
dienst eine Zweitkollekte (Klingelbeutel / Opfer)
erhoben werden. Diese ist zeitlich von der Erhe-
bung der Kollekte zu trennen.
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kirchliche Körperschaften, Einrichtungen oder
Gruppen überlassen, bestimmen diese über die
Erhebung einer Kollekte und deren Zweck.

(2) Gottesdienste in der Verantwortung eines ande-
ren Geistlichen, zum Beispiel im Rahmen eines
Kanzeltauschs oder einer Kanzelüberlassung, oder
unter Mitwirkung von Einrichtungen oder Gruppen
bleiben Gottesdienste der Kirchengemeinde, in
deren Gebäude oder Bereich sie stattfinden.

§ 11
Spendensammlungen bei

besonderen Veranstaltungen

(1) Anlässlich besonderer Gemeindeveranstaltun-
gen (Gemeindefeste, Jahresfeste, Kinder- und
Jugendtag usw.) kann der Kirchenvorstand zu
besonderen Spendenaktionen aufrufen. Die Erträ-
ge sind alsbald nach Abschluss der Veranstaltung
vom Kirchenvorstand und über das elektronische
Kollektenverfahren zu verbuchen.

(2) Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend für die Aktio-
nen "Brot für die Welt" und "Hoffnung für Osteu-
ropa".

§ 12
Haus- und Straßensammlungen

(1) Haus- und Straßensammlungen können, soweit
sie nicht landeskirchlich angeordnet sind (Diako-
niesammlung), vom Kirchenvorstand beschlossen
werden. Bei der Durchführung öffentlicher Samm-
lungen sind die staatlichen Gesetze und Bestim-
mungen zu beachten.

(2) Die Erträge der landeskirchlich angeordneten
Sammlungen sind aufgrund der Sammlungsunter-
lagen alsbald nach Abschluss der Sammlung vom
Kirchenvorstand festzustellen und über das elek-
tronische Kollektenverfahren zu verbuchen.

(3) Haus- und Straßensammlungen, die vom Kir-
chenvorstand beschlossen wurden, werden als
Spenden verbucht.

Abschnitt IV
Zählung, Eintragung und Abführung von Kollekten

§ 13
Zählung und Eintragung der Kollekte

(1) Die Kollekte ist unmittelbar nach Beendigung
des Gottesdienstes, der besonderen Gemeinde-
veranstaltungen oder der landeskirchlich angeord-
neten Sammlung durch zwei Mitglieder des Kir-
chenvorstandes oder zwei andere von ihm dazu
berufene Personen zu zählen. Der Ertrag ist fest-
zustellen und in das amtliche Kollektenblatt einzu-
tragen. Der Eintrag ist durch Unterschrift beider
Personen zu bestätigen. Das ausgefüllte Kollekten-
blatt ist gemäß der Kassationsordnung aufzube-
wahren.

§ 7
Festlegung des Kollektenzwecks

(1) Die Zwecke der Pflichtkollekten werden für die
jeweiligen Sonn- und Feiertage eines Kirchenjah-
res im landeskirchlichen Kollektenplan festgelegt.

(2) Bei den Wahlpflichtkollekten gibt der Kollekten-
plan für einen bestimmten Sonn- bzw. Feiertag
einen Aufgabenbereich (vgl. § 4 Absatz 2) mit einer
Sammlung möglicher Kollektenzwecke vor, aus der
die Kirchengemeinden einen zum Kollektenzweck
bestimmen.

(3) Erfolgt keine Festlegung, bestimmt der Kirchen-
vorstand den Kollektenzweck entweder für Aufga-
ben der eigenen Gemeinde oder für andere freiwil-
lige Aufgaben (freie Kollekte).

§ 8
Abkündigung von Kollekten

(1) Der Zweck einer Kollekte ist vor ihrer Erhebung
bekannt zu geben. Die Bekanntgabe muss bei got-
tesdienstlichen Kollekten in dem Gottesdienst erfol-
gen, in dem die Kollekte erhoben wird. Die Kollekte
soll der Gemeinde unter eingehender Information
über den zu fördernden Zweck empfohlen werden.

(2) Das Ergebnis einer Kollekte ist in geeigneter
Weise öffentlich bekannt zu machen (Abkündigung
im Gottesdienst, Gemeindebrief).

Abschnitt III
Besondere Anlässe und Sammlungen

§ 9
Kollekten bei Amtshandlungen

(1) In Gottesdiensten aus Anlass von Amtshand-
lungen soll eine Kollekte erhoben werden.

(2) Der Kirchenvorstand kann allgemeine Regelun-
gen für die Erhebung von Kollekten nach Absatz 1
und deren Verwendungszweck beschließen.

(3) Im Falle fehlender allgemeiner Regelungen wird
der Kollektenzweck von den Gottesdienst Leiten-
den festgelegt. Wünschen, hinsichtlich der Zweck-
bestimmung von Personen, die die Amtshandlung
beantragen (Taufeltern, Hochzeitspaar, Hinterblie-
bene), kann entsprochen werden.

(4) Werden Amtshandlungen außerhalb kirchlicher
Gebäude vorgenommen (Haustaufe, Hausabend-
mahl o. a.), gelten die Absätze 2 und 3 entspre-
chend.

§ 10
Kollekten bei Gottesdiensten

in anderer Verantwortung

(1) Werden kirchliche Räume zur Durchführung
gottesdienstlicher Veranstaltungen an andere
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(2) Ist am Ende eines Gottesdienstes nur eine zur
Zählung und Eintragung der Kollekte berechtigte
Person anwesend, kann diese auch ein anderes
Gemeindeglied oder eine Person hinzuziehen, die
am Gottesdienst teilgenommen hat.

(3) Kann in Ausnahmefällen der Kollektenertrag
nicht unverzüglich gezählt und eingetragen wer-
den, ist die Kollekte bezeichnet mit Datum, Art des
Gottesdienstes und Kollektenzweck in sicherer
Form aufzubewahren. Die Eintragung in das Kol-
lektenblatt ist unverzüglich gemäß Absatz 1 nach-
zuholen.

(4) Sind der Kollekte personenzuordbare Spenden
(z.B. verschlossene Spendentütchen mit Adressan-
gabe) beigefügt, sind diese der Kollekte zuzurech-
nen, wenn Spenden- und Kollektenzweck identisch
sind. Andernfalls sind diese Gaben als Spenden
unabhängig der Kollekte zu behandeln.

§ 14
Amtliche Kollektenblätter

(1) Die Eintragung der Kollektenerträge darf nur in
die amtlichen Kollektenblätter aus dem elektroni-
schen Kollektenverfahren erfolgen. Die Zählsumme
der Kollektenerträge ist zusätzlich in die vorgese-
henen Felder des elektronischen Kollektenverfah-
rens einzutragen.

(2) Das Weitere regeln Benutzungsanleitungen des
Landeskirchenamtes zur Verwendung des elektro-
nischen Kollektenverfahrens.

§ 15
Abführung der Kollekten

(1) Die vom Kirchenvorstand beauftragte Person 
(§ 2 Absatz 1) hat dafür Sorge zu tragen, dass die
Kollekten bis spätestens zum 10. des der Kollek-
tenerhebung folgenden Monats auf das Kollekten-
konto eingezahlt und im elektronischen Kollekten-
verfahren verbucht wird.

(2) Das Kirchenkreisamt informiert den Kirchenvor-
stand unverzüglich, wenn die verbuchten Kollekten
mit den Eintragungen im amtlichen Kollektenblatt
bzw. im elektronischen Kollektenverfahren nicht
übereinstimmen oder aus anderen Gründen der
Verdacht von Unregelmäßigkeiten entstanden ist.

(3) Die Ablieferung der Kollekten muss als Barein-
zahlung auf das entsprechende Kollektenkonto der
Kirchengemeinde unter der Verwendung des dazu-
gehörigen codierten Einzahlungsbelegs erfolgen.

§ 16
Aufgaben des Kirchenkreisamtes

Das Kirchenkreisamt überwacht die Einhaltung des
landeskirchlichen Kollektenplans und der landes-
kirchlich angeordneten Sammlungen.

Die Nichtbeachtung landeskirchlicher Vorgaben ist
dem Kirchenkreisvorstand als dem für die Kirchen-
aufsicht zuständigen Organ unverzüglich mitzu-
teilen.

Abschnitt V
Schlussbestimmungen

§ 17
Ausnahmeregelung

Beträgt das Kollektenaufkommen bei regelmäßig
stattfindenden Gottesdiensten (z.B. Kindergottes-
dienst), die keine Hauptgottesdienste sind, oder
Gottesdiensten in Anstalten und Einrichtungen vor-
aussichtlich weniger als 500 € im Jahr, finden die
Abschnitte II und IV dieser Ordnung keine Anwen-
dung. Die Kollekten sollen gesondert gesammelt
werden und sind spätestens zum Ende des Jahres
zu zählen. Über Einnahmen und Verwendung der
Kollekten ist ein gesondertes Buch zu führen.

§ 18
Haushalts- und Kassenrecht

Im Übrigen gelten die Bestimmungen des Kirchen-
gesetzes zur Einführung der doppelten Buch-
führung in Konten in der Evangelischen Kirche von
Kurhessen-Waldeck (DOPPiK-EG) in der jeweils
gültigen Fassung.

§ 19
Inkrafttreten

Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung
im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft.

Gleichzeit tritt die Kollektenordnung vom 13. Juli
2004 (KABl. S. 142) außer Kraft. Solange und
soweit in den Kirchengemeinden das elektronische
Kollektenverfahren noch nicht eingeführt ist und
das Kollektenbuch noch Verwendung findet, gelten
die diesbezüglichen Vorschriften der Kollektenord-
nung vom 13. Juli 2004 (KABl. S. 142).

Vorstehende Ordnung wird hiermit verkündet.

Kassel, den 9. Dezember 2010

N a t t
Prälatin
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Eigenleistungen, Höhe und Herkunft von weite-
ren (beantragten oder bewilligten) Drittmitteln,
zu erwartende Einnahmen sowie die Höhe der
gewünschten Unterstützung hervorgehen.

3. Eine Kurzbeschreibung für die Bekanntma-
chung im Gottesdienst.

4. Die Angabe, für welches Haushaltsjahr oder
Haushaltsjahre die Aufnahme in den Kollekten-
plan erwünscht wird.

§ 3
Bewilligungsverfahren

(1) Das Vergabeverfahren orientiert sich am Dop-
pelhaushalt der Landeskirche. Über die Aufnahme
in den Kollektenplan wird im jeweils zweiten Jahr
eines Doppelhaushaltes für den kommenden Dop-
pelhaushalt entschieden.

(2) Im Rahmen des Bewilligungsverfahrens wird
entschieden, ob dem Antrag stattgegeben wird.
Dem Antrag kann insoweit stattgegeben werden,
dass der beantragte Kollektenzweck
a) für ein oder zwei Jahre als Pflichtkollekte
b) für ein oder zwei Jahre als Wahlpflichtkollekte
c) für jeweils ein Jahr als Pflicht- bzw. als Wahl-

pflichtkollekte
in den Kollektenplan aufgenommen wird.

(3) Die Aufnahme oder Nichtberücksichtigung im
Kollektenplan wird den Antragsstellern schriftlich
mitgeteilt.

(4) Antragsteller können sich wiederholt um die
Aufnahme eines Zwecks in den Kollektenplan
bewerben. In einem solchen Fall muss die zweck-
bestimmte Verwendung der letzten erhaltenen
Pflicht- oder Wahlpflichtkollekte nachgewiesen
werden, z. B. durch Vorlage der geprüften und
abgenommenen Jahresrechnung.

§ 4
Fristen

Der Antragsteller hat die vollständigen Unterlagen
bis zum 01.03. des dem jeweiligen landeskirchli-
chen Doppelhaushalt vorhergehenden Jahres im
Landeskirchenamt einzureichen.

§ 5
Inkrafttreten

Die Kollektenrichtlinie tritt am Tage nach ihrer Ver-
kündung im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft.

Vorstehende Richtlinie wird hiermit verkündet.

Kassel, den 9. Dezember 2010

N a t t
Prälatin

Das Landeskirchenamt hat gem. Artikel 139 Absatz
1 Buchstabe g der Grundordnung sowie § 4 Absatz
4 Kollektenordnung am 24. August 2010 folgende
Richtlinie beschlossen:

Richtlinie zur Aufnahme von Kollektenzwecken
in den landeskirchlichen Kollektenplan (KollRL)

Vom 24. August 2010

§ 1
Grundsätze

(1) Kollekten sollen für einen kirchlichen oder dia-
konischen Zweck erhoben werden.

(2) Der landeskirchliche Kollektenplan umfasst
Pflichtkollekten, Wahlpflichtkollekten und freie Kol-
lekten gemäß § 1 Absatz 2 der Kollektenordnung
(KollO vom 24.08.2010, KABl. 2011, S. 29).

Pflichtkollekten werden durch den Kollektenplan
verbindlich vorgegeben.
Wahlpflichtkollekten werden durch den Kollekten-
plan verbindlich vorgegeben und werden in jedem
Einzelfall einem der folgenden Bereiche gemäß § 4
Absatz 3 der KollO zugewiesen:
1. Theologische Ausbildung, Gemeindepfarr-

dienst und Kirchenmusik (Einzelplan 0, Lan-
deskirchliche Haushaltssystematik)

2. Sonderseelsorge, Jugendarbeit, Kirchentag
und Freizeitheime (Einzelplan 1)

3. Diakonie und kirchliche Sozialarbeit (Einzel-
plan 2)

4. Mission und Ökumene (Einzelplan 3)
5. Öffentlichkeitsarbeit (Einzelplan 4)
6. Bildung und Wissenschaft (Einzelplan 5)

Aus diesen Bereichen kann der Kirchenvorstand je
nach vorgegebenem Aufgabenbereich eine
zugehörige Wahlpflichtkollekte bestimmen. Das Ver-
fahren regelt § 7 Absatz 2 der Kollektenordnung.

(3) Juristische Personen, die nach der Abgaben-
ordnung gemeinnützig sind, können die Aufnahme
eines Kollektenzwecks in den landeskirchlichen
Kollektenplan schriftlich unter Verwendung des
Antragsformulars beantragen. Ein Rechtsanspruch
auf Aufnahme ist damit nicht verbunden.

(4) Die Zuwendung aus der Kollekte ist nur zur
Erfüllung des beantragten und in den Kollektenplan
aufgenommen Zwecks zu verwenden.

§ 2
Antragsverfahren

Für Anträge zur Aufnahme in den Kollektenplan der
Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck ist
das vorgegebene Antragsformular zu verwenden.
Die Anträge haben folgende Angaben zu enthalten:
1. Eine Beschreibung des Projekts, aus der ins-

besondere Konzeption und zeitlicher Ablauf
hervorgehen.

2. Einen Kosten- und Finanzierungsplan. Aus die-
sem müssen insbesondere Eigenmittel und
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Urkunde
über die Aufhebung

der Pfarrstelle Asmushausen
und die pfarramtliche Verbindung

von Kirchengemeinden

Gemäß Artikel 51 Absatz 2 der Grundordnung der
Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck
vom 22. Mai 1967 (KABl. S. 19) wird folgender
Beschluss gefasst:

I.

Die Pfarrstelle Asmushausen wird aufgehoben.

II.

Die Kirchengemeinde Asmushausen wird pfarramt-
lich mit der Kirchengemeinde Bebra verbunden.

III.

Die Kirchengemeinde Braunhausen wird pfarramt-
lich mit der Kirchengemeinde Bebra verbunden.

IV.

Die Kirchengemeinde Rautenhausen wird pfar-
ramtlich mit der Kirchengemeinde Bebra verbun-
den.

V.

Dieser Beschluss tritt am 1. Dezember 2010 in
Kraft.

Kassel, den 15. Oktober 2010

In Vertretung
L. S. N a t t

Prälatin

II.

Die Kirchengemeinde Breitau wird als Vikariatsge-
meinde und die Kirchengemeinde Krauthausen als
Filialgemeinde pfarramtlich mit der Kirchengemein-
de Ulfen verbunden.

III.

Die Kirchengemeinde Weißenborn wird als Filial-
gemeinde pfarramtlich mit der Kirchengemeinde
Sontra verbunden.

IV.

Die Pfarrstelle Ulfen wird umgewandelt in eine
Pfarrstelle mit vollem Dienstauftrag.

V.

Dieser Beschluss tritt am 1. Januar 2011 in Kraft.

Kassel, den 1. Dezember 2010

In Vertretung
L. S. N a t t

Prälatin

Urkunde
über die Aufhebung

der Pfarrstelle Breitau

Gemäß Artikel 51 Absatz 1 der Grundordnung der
Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck
vom 22. Mai 1967 (KABl. S. 19) wird folgender
Beschluss gefasst:

I.

Die Pfarrstelle Breitau, Kirchenkreis Eschwege,
wird aufgehoben.

Urkunde
über die Aufhebung der Pfarrstelle Elm

im Kirchenkreis Schlüchtern

Gemäß Artikel 51 Absatz 1 der Grundordnung der
Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck
vom 22. Mai 1967 (KABl. S. 19) wird folgender
Beschluss gefasst:

I.

Die Pfarrstelle Elm, Kirchenkreis Schlüchtern, wird
aufgehoben.

II.

In der Kirchengemeinde Schlüchtern wird eine 4.
Pfarrstelle errichtet.

III.

Die Kirchengemeinde Elm wird als Vikariatsge-
meinde pfarramtlich mit der Kirchengemeinde
Schlüchtern verbunden.
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II.

Die 3. Pfarrstelle Hohes Lohr im Kellerwald, ehe-
mals Haina-Kloster, wird zur 2. Pfarrstelle Hohes
Lohr im Kellerwald.

III.

Dieser Beschluss tritt am 1. Dezember 2010 in
Kraft.

Kassel, den 23. November 2010

L. S. Dr. H e i n
Bischof

IV.

Dieser Beschluss tritt am 1. Februar 2011 in Kraft.

Kassel, den 17. Januar 2011

In Vertretung
L. S. N a t t

Prälatin

Urkunde
über die Aufhebung

der 2. Pfarrstelle Heringen

Gemäß Artikel 51 Absatz 2 der Grundordnung der
Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck
vom 22. Mai 1967 (KABl. S. 19) wird folgender
Beschluss gefasst:

I.

Die 2. Pfarrstelle Heringen, Kirchenkreis Hersfeld,
Pfarrstelle mit Dreiviertel-Dienstauftrag, wird auf-
gehoben.

II.

Der in die Kirchengemeinde Heringen eingepfarrte
Ort Herfa wird pfarramtlich mit der Kirchengemein-
de Wölfershausen verbunden.

III.

Dieser Beschluss tritt am 1. Januar 2011 in Kraft.

Kassel, den 30. November 2010

In Vertretung
L. S. N a t t

Prälatin

Urkunde
über die Aufhebung der

2. Pfarrstelle Hohes Lohr im Kellerwald,
Kirchenkreis Frankenberg

Gemäß Artikel 51 Absatz 1 der Grundordnung der
Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck
vom 22. Mai 1967 (KABl. S. 19) wird folgender
Beschluss gefasst:

I.

Die 2. Pfarrstelle Hohes Lohr im Kellerwald, ehe-
mals Dodenhausen, wird aufgehoben.

Urkunde
über die Aufhebung und Errichtung 

von Pfarrstellen
im Bereich Kempfenbrunn-Flörsbach

und Lohrhaupten-Lettgenbrunn

Gemäß Artikel 51 Absatz 1 der Grundordnung der
Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck
vom 22. Mai 1967 (KABl. S. 19) wird folgender
Beschluss gefasst:

I.

Die Pfarrstelle Lohrhaupten-Lettgenbrunn, Kir-
chenkreis Gelnhausen, wird aufgehoben.

II.

Die Kirchengemeinde Lohrhaupten-Lettgenbrunn
wird pfarramtlich verbunden mit der Pfarrstelle
Kempfenbrunn-Flörsbach.

III.

Der mit der Pfarrstelle Kempfenbrunn-Flörsbach
verbundene übergemeindliche Zusatzauftrag ent-
fällt.

IV.

Dieser Beschluss tritt am 1. Dezember 2010 in
Kraft.

Kassel, den 26. Oktober 2010

L. S. Dr. H e i n
Bischof
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Urkunde
über die Aufhebung

der 2. Pfarrstelle Oberaula

Gemäß Artikel 51 Absatz 1 der Grundordnung der
Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck
vom 22. Mai 1967 (KABl. S. 19) wird folgender
Beschluss gefasst:

I.

Die 2. Pfarrstelle Oberaula, Kirchenkreis Ziegen-
hain, wird aufgehoben.

II.

Dieser Beschluss tritt am 1. Januar 2011 in Kraft.

Kassel, den 1. Dezember 2010

In Vertretung
L. S. N a t t

Prälatin

Urkunde
über die Aufhebung

der 2. Pfarrstelle Reichensachsen

Gemäß Artikel 51 Absatz 1 der Grundordnung der
Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck
vom 22. Mai 1967 (KABl. S. 19) wird folgender
Beschluss gefasst:

I.

Die 2. Pfarrstelle Reichensachsen wird aufgeho-
ben.

II.

Dieser Beschluss tritt am 1. Januar 2011 in Kraft.

Kassel, den 30. November 2010

In Vertretung
L. S. N a t t

Prälatin

Urkunde
über die Aufhebung 

der Pfarrstelle Oberschönau-Unterschönau

Gemäß Artikel 51 der Grundordnung der Evangeli-
schen Kirche von Kurhessen-Waldeck vom 22. Mai
1967 (KABl. S. 19) wird folgender Beschluss 
gefasst:

I.

Die Pfarrstelle Oberschönau-Unterschönau, Kir-
chenkreis Schmalkalden, wird aufgehoben.

II.

Die Kirchengemeinde Oberschönau-Unter-
schönau, Kirchenkreis Schmalkalden, wird pfarr-
amtlich als Vikariatsgemeinde mit der Kirchenge-
meinde Steinbach-Hallenberg verbunden.

III.

Dieser Beschluss tritt am 1. Januar 2011 in Kraft.

Kassel, den 17. November 2010

In Vertretung
L. S. N a t t

Prälatin

Urkunde
über die Aufhebung der

Pfarrstelle Schlierbach, Kirchenkreis Fritzlar

Gemäß Artikel 51 Absatz 1 der Grundordnung der
Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck
vom 22. Mai 1967 (KABl. S. 19) wird folgender
Beschluss gefasst:

I.

Die Pfarrstelle Schlierbach im Kirchenkreis Fritzlar
wird aufgehoben.

II.

Die Kirchengemeinden Schlierbach und Dorheim
werden als Vikariatsgemeinden und die Kirchenge-
meinde Waltersbrück wird als Filialgemeinde pfar-
ramtlich verbunden mit der Kirchengemeinde Allen-
dorf a. d. L. im Kirchenkreis Ziegenhain.

III.

Dieser Beschluss tritt am 1. Januar 2011 in Kraft.

Kassel, den 15. Dezember 2010

L. S. Dr. H e i n
Bischof
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II.

Dieser Beschluss tritt am 1. Dezember 2010 in
Kraft.

Kassel, den 27. Oktober 2010

In Vertretung 
L. S. N a t t

Prälatin 

Urkunde
über die Umwandlung

der 1. Pfarrstelle Bischofsheim

Gemäß Artikel 51 Absatz 2 der Grundordnung der
Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck
vom 22. Mai 1967 (KABl. S. 19) wird folgender
Beschluss gefasst:

I.

Die 1. Pfarrstelle Bischofsheim, Kirchenkreis 
Hanau-Stadt, wird in eine Pfarrstelle mit halbem
Dienstauftrag umgewandelt.

Urkunde
über die Umwandlung der 1. Pfarrstelle

Baunatal-Altenbauna
im Kirchenkreis Kaufungen

Gemäß Artikel 51 Absatz 3 der Grundordnung der
Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck
vom 22. Mai 1967 (KABl. S. 19) wird folgender
Beschluss gefasst:

I.

Die 1. Pfarrstelle Baunatal-Altenbauna, Kirchen-
kreis Kaufungen, wird in eine Pfarrstelle mit Drei-
viertel-Dienstauftrag umgewandelt.
Mit der Pfarrstelle wird ein übergemeindlicher
Zusatzauftrag verbunden.

II.

Die Verbindung der 2. Pfarrstelle Baunatal-Alten-
bauna mit einem übergemeindlichen Zusatzauftrag
wird aufgehoben.

III.

Die Pfarrstelle Baunatal-Mitte wird mit einem über-
gemeindlichen Zusatzauftrag verbunden.

IV.

Dieser Beschluss tritt am 1. Februar 2011 in Kraft.

Kassel, den 17. Januar 2011

In Vertretung
L. S. N a t t

Prälatin

Urkunde
über die Umwandlung 

der Pfarrstelle Eiterhagen-Wattenbach
im Kirchenkreis Kaufungen

Gemäß Artikel 51 Absatz 3 der Grundordnung der
Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck
vom 22. Mai 1967 (KABl. S. 19) wird folgender
Beschluss gefasst:

I.

Die Pfarrstelle Eiterhagen-Wattenbach, Kirchen-
kreis Kaufungen, wird in eine Pfarrstelle mit Drei-
viertel-Dienstauftrag umgewandelt.

II.

Dieser Beschluss tritt am 1. Januar 2011 in Kraft.

Kassel, den 1. Dezember 2010

L. S. Dr. H e i n
Bischof

Urkunde
über die Umwandlung

der 7. Pfarrstelle Kassel-Mitte
im Stadtkirchenkreis Kassel

Gemäß Artikel 51 Absatz 2 der Grundordnung der
Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck
vom 22. Mai 1967 (KABl. S. 19) wird folgender
Beschluss gefasst:

I.

Die 7. Pfarrstelle Kassel-Mitte, Stadtkirchenkreis
Kassel, wird in eine Pfarrstelle mit halbem Dienst-
auftrag umgewandelt.
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II.

Dieser Beschluss tritt am 1. Januar 2011 in Kraft.

Kassel, den 1. Dezember 2010

L. S. Dr. H e i n
Bischof

II.

Dieser Beschluss tritt am 1. Dezember 2010 in
Kraft.

Kassel, den 26. Oktober 2010

L. S. Dr. H e i n
Bischof

Urkunde
über die Verbindung der

3. Pfarrstelle Gemünden-Bunstruth,
Kirchenkreis Kirchhain,

mit einem weitergehenden Auftrag

Gemäß Artikel 51 Absatz 2 der Grundordnung der
Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck
vom 22. Mai 1967 (KABl. S. 19) wird folgender
Beschluss gefasst:

I.

Mit der 3. Pfarrstelle Gemünden-Bunstruth wird ein
weitergehender Auftrag verbunden.

II.

Dieser Beschluss tritt am 1. Dezember 2010 in
Kraft.

Kassel, den 23. November 2010

L. S. Dr. H e i n
Bischof

Urkunde
über die Verbindung

der 2. Pfarrstelle Linsengericht
mit einem weitergehenden Auftrag

Gemäß Artikel 51 Absatz 2 der Grundordnung der
Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck
vom 22. Mai 1967 (KABl. S. 19) wird folgender
Beschluss gefasst:

I.

Mit der 2. Pfarrstelle Linsengericht, Kirchenkreis
Gelnhausen, wird ein weitergehender Auftrag ver-
bunden.

Nachberufung in die Jugendkammer

Mit sofortiger Wirkung habe ich Pröpstin Sabine
Kropf-Brandau in Bad Hersfeld als hauptamtliche
Mitarbeiterin für die Zeit bis zum Ende der Wahlpe-
riode am 31. März 2011 gemäß Abschnitt I. Absatz
2 Buchstabe b) der Ordnung der Jugendkammer in
der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck
vom 7. Dezember 1998 (Rechtssammlung der
EKKW Nr. 315) in die Jugendkammer berufen.

Kassel, den 17. Dezember 2010

In Vertretung
N a t t

Prälatin

Satzung des Förderkreises
zur Erhaltung der Kirche in Arnsbach 
der Evangelischen Kirchengemeinde

Schwalmpforte

Landeskirchenamt Kassel, den 20. Dezember 2010

Mit Verfügung vom 20.12.2010 hat das Landeskir-
chenamt die Satzung des Förderkreises der Evan-
gelischen Kirchengemeinde Schwalmpforte geneh-
migt.

Die Satzung wird nachstehend bekannt gemacht.

Dr. K n ö p p e l
Vizepräsident

Satzung des Förderkreises
zur Erhaltung der Kirche in Arnsbach
der Evangelischen Kirchengemeinde

Schwalmpforte

Präambel

Der Auftrag der Evangelischen Kirche von Kurhes-
sen-Waldeck ist in der Präambel der Grundord-
nung bestimmt:
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des Kirchenvorstandes zu einer Förderkreisver-
sammlung einberufen.

Die Einberufung der Förderkreisversammlung
erfolgt durch den Vorstand mindestens fünf Tage
vor dem Termin der Versammlung durch Veröffent-
lichung in der lokalen Tagespresse sowie durch
Aushang im Schaukasten der Kirchengemeinde
und nach Möglichkeit durch Abkündigung im Got-
tesdienst.

Der Kirchenvorstand berichtet der Förderkreisver-
sammlung über die neueste Entwicklung des geför-
derten Dienstes, die weiteren Planungen in diesem
Bereich und die Verwendung der Förderkreismittel.

Die Förderkreisversammlung kann aus ihrer Mitte
Anregungen für die weitere Arbeit des Dienstes
geben. Sie kann dem Kirchenvorstand Maßnah-
men zur Beschaffung und Verwendung der Förder-
kreismittel vorschlagen.

§ 5
Förderkreissprecher

Die Förderkreisversammlung wählt aus ihrer Mitte
zwei Förderkreissprecher für die Dauer von einem
Jahr. Diese sind in der Zeit zwischen den Ver-
sammlungen die Ansprechpartner des Kirchenvor-
standes in Angelegenheiten des Förderkreises.

Sie können in Angelegenheiten betreffend den
geförderten Dienst beratend zu Kirchenvorstands-
sitzungen eingeladen werden.

Sie sollen über neue Entwicklungen im geförderten
Bereich durch den Kirchenvorstand frühzeitig infor-
miert werden.

Sie sind berechtigt, Anträge im geförderten Bereich
an den Kirchenvorstand zu stellen.

Die Förderkreissprecher können aus besonderem,
zu benennendem Grund gemeinsam die Einberu-
fung einer außerordentlichen Förderkreisversamm-
lung beim Kirchenvorstand beantragen, wenn die-
ser Antrag von mindestens zehn Mitwirkungsbe-
rechtigten unterstützt wird.

Die Förderkreissprecher berichten der Förderkreis-
versammlung regelmäßig über ihre Tätigkeit.

§ 6
Geschäftsordnung der Förderkreisversammlung

Den Vorsitz in der Förderkreisversammlung führt
das vorsitzende Mitglied des Kirchenvorstandes
Schwalmpforte.

Als Vorstandsmitglieder werden außerdem maxi-
mal vier weitere Förderkreismitglieder mit einfacher
Mehrheit für die Dauer von einem Jahr gewählt,
mindestens jedoch ein Kassierer und ein Protokoll-
führer.

„Die Evangelische Kirche von Kurhessen-Waldeck
ist gerufen zum Dienst am Evangelium von Jesus
Christus, das in der Botschaft der Heiligen Schrift
gegeben ist und im Bekenntnis der Reformation
bezeugt ist.“

Der Auftrag der Kirchengemeinde ist in Artikel 8
der Grundordnung festgelegt:

„Der Dienst der Verkündigung und Spendung der
Sakramente, die christliche Erziehung der Jugend
und der Dienst christlicher Liebe geschehen vor-
nehmlich in der Kirchengemeinde.“

Zur Unterstützung der Evangelischen Kirchenge-
meinde Schwalmpforte bei der Wahrnehmung dieses
Teils ihres Dienstes wird ein Förderkreis gebildet.

§ 1
Zweck des Förderkreises

Zweck des Förderkreises ist es, Menschen im Wir-
kungskreis der Kirchengemeinde für deren Dienst
bei allen erforderlichen Aktivitäten zum Zwecke der
Erhaltung der evangelischen Kirche in Arnsbach
und ihrer gemeindlichen Dienste zu gewinnen.
Allen Interessierten soll so die Möglichkeit zu einer
Mitwirkung bei der Gewinnung finanzieller Mittel
sowie beratende Mitwirkung und Ausgestaltung
besonderer Bereiche ihres Dienstes eröffnet wer-
den.

§ 2
Rechtsstatus des Förderkreises

Der Förderkreis ist eine rechtlich unselbständige
Einrichtung der Evangelischen Kirchengemeinde
Schwalmpforte.

Für die Zwecke des Förderkreises aufgebrachte
Mittel sind für den in § 1 genannten Dienst der Kir-
chengemeinde zweckgebundene Sondermittel, die
nur nach Maßgabe dieser Satzung verwandt wer-
den dürfen.

Für die Verwaltung sowie die Kassen- und Rech-
nungsführung der Sondermittel gelten die für das
Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen der
Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck
maßgeblichen Kirchengesetze und Verwaltungs-
vorschriften.

§ 3
Mitwirkungsberechtigte im Förderkreis

Mitwirkungsberechtigt im Förderkreis ist jede
natürliche oder juristische Person, die im Interesse
des Förderkreises mitwirken will.

§ 4
Förderkreisversammlung

Die Mitwirkungsberechtigten nach § 3 werden jähr-
lich mindestens einmal vom vorsitzenden Mitglied
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Die Förderkreisversammlung ist unabhängig von
der Zahl der erschienenen Berechtigten beschluss-
fähig.

Bei Beschlussfassungen entscheidet die einfache
Mehrheit der Stimmen.

Über die Förderkreisversammlung wird vom Proto-
kollführer ein Beschlussprotokoll geführt, das von
dem Protokollführer und vom Vorsitzenden der För-
derkreisversammlung zu unterzeichnen ist.

§ 7
Verwaltung und Verwendung der Förderkreismittel

Die Verwaltung der Förderkreismittel wird über den
Haushalt der Kirchengemeinde abgewickelt und es
wird ein zweckgebundenes Sparbuch für den För-
derkreis eingerichtet (Objekt).

Über die Verwendung der Förderkreismittel ent-
scheidet der Kirchenvorstand unter Beachtung der
Zweckbindung. Bei seiner Entscheidung soll er
Anregungen der Förderkreisversammlung nach
Möglichkeit berücksichtigen.

§ 8
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt mit der Genehmigung durch das
Landeskirchenamt am Tag nach der Veröffentli-
chung im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft.

„Die Evangelische Kirche von Kurhessen-Waldeck
ist gerufen zum Dienst am Evangelium von Jesus
Christus, das in der Botschaft der Heiligen Schrift
gegeben ist und im Bekenntnis der Reformation
bezeugt ist.“

Der Auftrag der Kirchengemeinde ist in Artikel 8
der Grundordnung festgelegt:

„Der Dienst der Verkündigung und Spendung der
Sakramente, die christliche Erziehung der Jugend
und der Dienst christlicher Liebe geschehen vor-
nehmlich in der Kirchengemeinde.“

Zur Unterstützung der Evangelischen Kirchenge-
meinde Schwalmpforte bei der Wahrnehmung die-
ses Teils ihres Dienstes wird ein Förderkreis gebil-
det.

§ 1
Zweck des Förderkreises

Zweck des Förderkreises ist es, Menschen im Wir-
kungskreis der Kirchengemeinde für deren Dienst
bei allen erforderlichen Aktivitäten zum Zwecke der
Erhaltung der evangelischen Kirche in Kerstenhau-
sen  und ihrer gemeindlichen Dienste zu gewinnen.
Allen Interessierten soll so die Möglichkeit zu einer
Mitwirkung bei der Gewinnung finanzieller Mittel
sowie beratende Mitwirkung und Ausgestaltung
besonderer Bereiche ihres Dienstes eröffnet 
werden.

§ 2
Rechtsstatus des Förderkreises

Der Förderkreis ist eine rechtlich unselbständige
Einrichtung der Evangelischen Kirchengemeinde
Schwalmpforte.

Für die Zwecke des Förderkreises aufgebrachte
Mittel sind für den in § 1 genannten Dienst der Kir-
chengemeinde zweckgebundene Sondermittel, die
nur nach Maßgabe dieser Satzung verwandt wer-
den dürfen.

Für die Verwaltung sowie die Kassen- und Rech-
nungsführung der Sondermittel gelten die für das
Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen der
Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck
maßgeblichen Kirchengesetze und Verwaltungs-
vorschriften.

§ 3
Mitwirkungsberechtigte im Förderkreis

Mitwirkungsberechtigt im Förderkreis ist jede
natürliche oder juristische Person, die im Interesse
des Förderkreises mitwirken will.

§ 4
Förderkreisversammlung

Die Mitwirkungsberechtigten nach § 3 werden jähr-
lich mindestens einmal vom vorsitzenden Mitglied

Satzung des Förderkreises
zur Erhaltung der Kirche in Kerstenhausen 

der Evangelischen Kirchengemeinde
Schwalmpforte

Landeskirchenamt Kassel, den 20. Dezember 2010

Mit Verfügung vom 20.12.2010 hat das Landeskir-
chenamt die Satzung des Förderkreises der Evange-
lischen Kirchengemeinde Schwalmpforte genehmigt.

Die Satzung wird nachstehend bekannt gemacht.

Dr. K n ö p p e l
Vizepräsident

Satzung des Förderkreises
zur Erhaltung der Kirche in Kerstenhausen

der Evangelischen Kirchengemeinde
Schwalmpforte

Präambel

Der Auftrag der Evangelischen Kirche von Kurhes-
sen-Waldeck ist in der Präambel der Grundord-
nung bestimmt:
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Die Förderkreisversammlung ist unabhängig von
der Zahl der erschienenen Berechtigten beschluss-
fähig.

Bei Beschlussfassungen entscheidet die einfache
Mehrheit der Stimmen.

Über die Förderkreisversammlung wird vom Proto-
kollführer ein Beschlussprotokoll geführt, das von
dem Protokollführer und vom Vorsitzenden der För-
derkreisversammlung zu unterzeichnen ist.

§ 7
Verwaltung und Verwendung der Förderkreismittel

Die Verwaltung der Förderkreismittel wird über den
Haushalt der Kirchengemeinde abgewickelt und es
wird ein zweckgebundenes Sparbuch für den För-
derkreis eingerichtet (Objekt).

Über die Verwendung der Förderkreismittel ent-
scheidet der Kirchenvorstand unter Beachtung der
Zweckbindung. Bei seiner Entscheidung soll er
Anregungen der Förderkreisversammlung nach
Möglichkeit berücksichtigen.

§ 8
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt mit der Genehmigung durch das
Landeskirchenamt am Tag nach der Veröffentli-
chung im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft.

des Kirchenvorstandes zu einer Förderkreisver-
sammlung einberufen.

Die Einberufung der Förderkreisversammlung
erfolgt durch den Vorstand mindestens fünf Tage
vor dem Termin der Versammlung durch Veröffent-
lichung in der lokalen Tagespresse sowie durch
Aushang im Schaukasten der Kirchengemeinde
und nach Möglichkeit durch Abkündigung im Got-
tesdienst.

Der Kirchenvorstand berichtet der Förderkreisver-
sammlung über die neueste Entwicklung des geför-
derten Dienstes, die weiteren Planungen in diesem
Bereich und die Verwendung der Förderkreismittel.

Die Förderkreisversammlung kann aus ihrer Mitte
Anregungen für die weitere Arbeit des Dienstes
geben. Sie kann dem Kirchenvorstand Maßnah-
men zur Beschaffung und Verwendung der Förder-
kreismittel vorschlagen.

§ 5
Förderkreissprecher

Die Förderkreisversammlung wählt aus ihrer Mitte
zwei Förderkreissprecher für die Dauer von einem
Jahr. Diese sind in der Zeit zwischen den Ver-
sammlungen die Ansprechpartner des Kirchenvor-
standes in Angelegenheiten des Förderkreises.

Sie können in Angelegenheiten betreffend den
geförderten Dienst beratend zu Kirchenvorstands-
sitzungen eingeladen werden.

Sie sollen über neue Entwicklungen im geförderten
Bereich durch den Kirchenvorstand frühzeitig infor-
miert werden.

Sie sind berechtigt, Anträge im geförderten Bereich
an den Kirchenvorstand zu stellen.

Die Förderkreissprecher können aus besonderem,
zu benennendem Grund gemeinsam die Einberu-
fung einer außerordentlichen Förderkreisversamm-
lung beim Kirchenvorstand beantragen, wenn die-
ser Antrag von mindestens zehn Mitwirkungsbe-
rechtigten unterstützt wird.

Die Förderkreissprecher berichten der Förderkreis-
versammlung regelmäßig über ihre Tätigkeit.

§ 6
Geschäftsordnung der Förderkreisversammlung

Den Vorsitz in der Förderkreisversammlung führt
das vorsitzende Mitglied des Kirchenvorstandes
Schwalmpforte.

Als Vorstandsmitglieder werden außerdem maxi-
mal vier weitere Förderkreismitglieder mit einfacher
Mehrheit für die Dauer von einem Jahr gewählt,
mindestens jedoch ein Kassierer und ein Protokoll-
führer.

Ersatz der Satzung des Förderkreises der
Evangelischen Kirchengemeinde Willershausen

(Kirchenkreis Eschwege)
zur Förderung der Sanierung und Erhaltung

der Kirche zu Willershausen
und ihres Inventars

Landeskirchenamt Kassel, den 13. Dezember 2010

Mit Verfügung vom 13.12.2010 hat das Landeskir-
chenamt den Ersatz der Satzung des Förderkrei-
ses der Evangelischen Kirchengemeinde Willers-
hausen (Kirchenkreis Eschwege) zur Förderung
der Sanierung und Erhaltung der Kirche zu Willers-
hausen und ihres Inventars durch die neue 
Satzung des Förderkreises der Evangelischen 
Kirchengemeinde Willershausen (Kirchenkreis
Eschwege) zur Förderung der Sanierung und
Erhaltung der Kirche „Unserer lieben Frau“ zu Wil-
lershausen und ihres Inventars genehmigt.

Die neue Satzung wird nachstehend bekannt
gemacht.

Dr. K n ö p p e l
Vizepräsident
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Satzung des Förderkreises der
Evangelischen Kirchengemeinde Willershausen

(Kirchenkreis Eschwege)
zur Förderung der Sanierung und Erhaltung

der Kirche „Unserer lieben Frau“ 
zu Willershausen und ihres Inventars

Präambel

Der Auftrag der Evangelischen Kirche von Kurhes-
sen-Waldeck ist in der Präambel der Grundord-
nung bestimmt:

„Die Evangelische Kirche von Kurhessen-Waldeck
ist gerufen zum Dienst am Evangelium von Jesus
Christus, das in der Botschaft der Heiligen Schrift
gegeben und im Bekenntnis der Reformation
bezeugt ist. Sie tritt ein für die Gemeinschaft der
Evangelischen Kirche in Deutschland und für die
ökumenische Gemeinschaft der Kirchen in der
Welt.“

§ 1
Zweck des Förderkreises

Zweck des Förderkreises ist es, Menschen und
Institutionen für die Erhaltung der Kirche „Unserer
lieben Frau“ zu Willershausen zu interessieren, für
eine ideelle und finanzielle Förderung zu gewinnen
und ihnen die Möglichkeit einer beratenden Mitwir-
kung bei der Unterhaltung und der möglichst viel-
fältigen Nutzung der Kirche (z. B. als Konzertraum)
zu eröffnen.

§ 2
Rechtsstatus des Förderkreises

Der Förderkreis ist eine rechtlich unselbständige
Einrichtung der Evangelischen Kirchengemeinde
Willershausen.

Für die Zwecke des Förderkreises aufgebrachte
Mittel sind für die in § 1 genannte Aufgabe der Kir-
chengemeinde zweckgebundene Sondermittel, die
nur nach Maßgabe dieser Satzung verwandt wer-
den dürfen.

Für die Verwaltung sowie die Kassen- und Rech-
nungsführung der Sondermittel gelten die für das
Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen der
Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck
maßgeblichen Kirchengesetze und Verwaltungs-
vorschriften.

§ 3
Mitwirkungsberechtigte im Förderkreis

Mitwirkungsberechtigt im Förderkreis ist jede
natürliche oder juristische Person, die innerhalb
eines Kalenderjahres einen freiwilligen Beitrag für
den in § 1 genannten Dienst spendet.

Die Voraussetzungen nach Absatz 1 sind auch
erfüllt, wenn ehrenamtliche Tätigkeiten oder

Dienst-, Werk- oder Sachleistungen unentgeltlich
erbracht werden.

Die Mitwirkungsberechtigung beginnt, wenn die
Voraussetzungen nach Absatz 1 in einem laufen-
den Kalenderjahr erfüllt sind. Sie endet mit Ablauf
des Kalenderjahres, in dem erstmals die Voraus-
setzungen nach Absatz 1 nicht mehr erfüllt sind.

§ 4 
Förderkreisversammlung

Die Mitwirkungsberechtigten nach § 3 werden jähr-
lich mindestens einmal von dem Beauftragten des
Kirchenvorstands oder vom Förderkreissprecher
zu einer Förderkreisversammlung einberufen.

Der Beauftragte des Kirchenvorstands berichtet
der Förderkreisversammlung über die neueste Ent-
wicklung hinsichtlich der Erhaltung und Nutzung
der Kirche „Unserer lieben Frau“, die weiteren Pla-
nungen und die Verwendung der Förderkreismittel.
Ferner schlägt er weitere Verwendungsmöglichkei-
ten für die Förderkreismittel vor und gibt die Mög-
lichkeit zu einer Aussprache.

Die Förderkreisversammlung kann aus ihrer Mitte
Anregungen für die weitere Arbeit des Förderkrei-
ses geben. Sie kann dem Kirchenvorstand Maß-
nahmen zur Verwendung der Förderkreismittel vor-
schlagen.

§ 5
Förderkreissprecher

Die Förderkreisversammlung wählt aus ihrer Mitte
zwei Förderkreissprecher  für die Dauer von einem
Jahr. Diese sind in der Zeit zwischen den Ver-
sammlungen die Ansprechpartner des Kirchenvor-
standes in Angelegenheiten des Förderkreises.

Die Förderkreissprecher sollen in Angelegenhei-
ten, die die Aufgabe des Förderkreises betreffen,
beratend zu den Sitzungen des Kirchenvorstands
eingeladen werden.

Die Förderkreissprecher können aus besonderem
zu benennendem Grund gemeinsam die Einberu-
fung einer außerordentlichen Förderkreisversamm-
lung beim Kirchenvorstand beantragen, wenn die-
ser Antrag von mindestens fünf weiteren Mitwir-
kungsberechtigten unterstützt wird.

Die Förderkreissprecher berichten der Förderkreis-
versammlung regelmäßig über ihre Tätigkeit.

§ 6 
Geschäftsordnung der Förderkreisversammlung

Den Vorsitz in der Förderkreisversammlung führt
einer der beiden Förderkreissprecher.

Die Förderkreisversammlung ist unabhängig von
der Zahl der erschienenen Berechtigten beschluss-
fähig.
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Gemäß Artikel 2 der vorgenannten Verordnung tritt
diese mit Wirkung vom 1. Januar 2011 in Kraft.

Die Dritte Verordnung zur Änderung der Sozialver-
sicherungsentgeltverordnung wird nachstehend
veröffentlicht.

Des Weiteren ist die Tabelle mit den für 2011 maß-
geblichen Sachbezugswerten beigefügt.

J o e d t
Oberlandeskirchenrat

Dritte Verordnung zur Änderung 
der Sozialversicherungsentgeltverordnung 

(3. SvEVÄndV)

Artikel 1
Änderung der

Sozialversicherungsentgeltverordnung

§ 2 der Sozialversicherungsentgeltverordnung vom
21. Dezember 2006 (BGBl. I S. 3385), die zuletzt
durch die Verordnung vom 19. Oktober 2009
(BGBl. I S. 3667) geändert worden ist, wird wie folgt
geändert:

1. Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird die Angabe „215" durch die
Angabe „217" ersetzt.

b) Satz 2 wird wie folgt geändert:

In Nummer 2 und 3 wird jeweils die Angabe
„84" durch die Angabe „85" ersetzt.

2. In Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe „204" durch
die Angabe „206" ersetzt.

3. In Absatz 4 Satz 2 wird die Angabe „3,55" durch
die Angabe „3,59" und die Angabe „2,88" durch die
Angabe „2,91" ersetzt.

Artikel 2
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2011 in Kraft.

Bei Beschlussfassung entscheidet die einfache
Mehrheit der Stimmen. Empfehlungen zur Verwen-
dung der Förderkreismittel bedürfen der einfachen
Mehrheit der Anwesenden.

Über die Förderkreisversammlung wird von einem
aus ihrer Mitte berufenen Protokollführer ein
Beschlussprotokoll geführt, das von dem Protokoll-
führer und vom vorsitzenden Mitglied der Förder-
kreisversammlung zu unterzeichnen ist.

§ 7 
Verwaltung und Verwendung der Förderkreismittel

Die Verwaltung der Förderkreismittel wird über den
Haushalt der Kirchengemeinde abgewickelt und es
wird ein zweckgebundenes Sparbuch für den För-
derkreis eingerichtet (Objekt).

Über die Verwendung der Förderkreismittel ent-
scheidet der Kirchenvorstand unter Beachtung der
Zweckbindung. Bei seiner Entscheidung soll er
Anregungen der Förderkreisversammlung nach
Möglichkeit berücksichtigen. Will er von Empfehlun-
gen der Förderkreisversammlung nach § 6 Abs. 3
Satz 2 abweichen, ist die abweichende Verwen-
dung zunächst mit der Förderkreisversammlung
erneut zu  beraten.

§ 8 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt mit der Genehmigung durch das
Landeskirchenamt einen Tag nach der Veröffentli-
chung im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft. Gleichzei-
tig tritt die im KABl. 2007, S. 86 veröffentlichte Sat-
zung außer Kraft.

Veröffentlichung des Wertes der Sachbezüge
in der Sozialversicherung
für das Kalenderjahr 2011

Landeskirchenamt Kassel, den 21. Dezember 2010

Aufgrund des § 17 Absatz 1 des Vierten Buches
Sozialgesetzbuch – Gemeinsame Vorschriften für
die Sozialversicherung – in der Fassung der
Bekanntmachung vom 12. November 2009 (BGBl.
I S. 3710, 3973), der durch Artikel 1 Nummer 5 des
Gesetzes vom 5. August 2010 (BGBl. I S. 1127)
geändert worden ist, hat die Bundesregierung am
10. November 2010 die Dritte Verordnung zur
Änderung der Sozialversicherungsentgeltverord-
nung (BGBl. I S. 1751) beschlossen.
In Artikel 1 dieser Verordnung wurde der Sachbe-
zugswert in der Sozialversicherung für das Kalen-
derjahr 2011 neu festgesetzt.
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Bewertung der Personalunterkünfte 
für Angestellte beziehungsweise Arbeiter

ab 1. Januar 2011

Landeskirchenamt Kassel, den 6. Januar 2011

Gemäß des Anwendungsbeschlusses der Arbeits-
rechtlichen Kommission zum TV-L vom 15. Mai
2008 (KABl. S. 99 ff.) – Abschnitt III Absatz 1 Ziffern
3 und 4 – finden die Tarifverträge über die Bewer-
tung der Personalunterkünfte für Angestellte bzw.
Arbeiter auf die entsprechenden kirchlichen Mitar-
beiter im Bereich der Evangelischen Kirche von
Kurhessen-Waldeck Anwendung.

Durch Artikel 1 Nr. 2 der Dritten Verordnung zur
Änderung der Sozialversicherungsentgeltverord-
nung vom 10. November 2010 (BGBl. I S. 1751) ist
für die Gewährung freier Unterkunft ein amtlicher
Sachbezugswert bestimmt worden.
Dieser Wert beträgt ab 1. Januar 2011 monatlich
206,00 €.

Zur Arbeitserleichterung werden nachstehend die
ab 1. Januar 2011 maßgebende Höhe der in § 3
Absatz 1 der oben angeführten Tarifverträge
genannten Beträge bekannt gegeben:

„§ 3
Bewertung der Personalunterkünfte

Wert- Personalunterkünfte € je qm
klasse Nutzfläche

monatlich

1 ohne ausreichende
Gemeinschafts-
einrichtungen 6,92

2 mit ausreichenden 
Gemeinschafts-
einrichtungen 7,67

3 mit eigenem Bad 
oder Dusche 8,77

4 mit eigener Toilette 
und Bad oder Dusche 9,75

5 mit eigener Kochnische,
Toilette und Bad 
oder Dusche 10,40.“

In § 3 Absatz 4 Unterabsatz 3 der oben angeführ-
ten Tarifverträge ist der Betrag von „4,11 Euro“
durch den Betrag von „4,15 Euro“ zu ersetzen.

J o e d t
Oberlandeskirchenrat

Landeskirchenamt Kassel, den 14. Dezember 2010

Außergeltungsetzen von zwei Dienstsiegeln
hier:Evangelische Kirchengemeinde Arnsbach-

Kerstenhausen;
Evangelische Kirchengemeinde Kleinenglis

Die alten Dienstsiegel der Evangelischen Kirchen-
gemeinden Arnsbach-Kerstenhausen und Klein-
englis wurden aufgrund des Zusammenschlusses
der Kirchengemeinden zur Evangelischen Kirchen-
gemeinde Schwalmpforte außer Geltung gesetzt.

Dr. K n ö p p e l
Vizepräsident

Landeskirchenamt Kassel, den 30. Dezember 2010

Außergeltungsetzen von einem Dienstsiegel
hier: Evangelische Kirchengemeinde Meerholz-

Hailer

Das alte Dienstsiegel der Evangelischen Kirchen-
gemeinde Meerholz-Hailer wurde außer Geltung
gesetzt.

Dr. K n ö p p e l
Vizepräsident

Landeskirchenamt Kassel, den 30. Dezember 2010

Außergeltungsetzen von zwei Dienstsiegeln
hier: Evangelische Kirchengemeinde Wehrda;

Evangelische Kirchengemeinde Haunetal-
Rhina

Die alten Dienstsiegel der Evangelischen Kirchen-
gemeinden Wehrda und Haunetal-Rhina wurden
aufgrund des Zusammenschlusses der Kirchenge-
meinden zur Evangelischen Kirchengemeinde
Wehrda-Rhina außer Geltung gesetzt.

Dr. K n ö p p e l
Vizepräsident
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tragsrichtlinien für den Bereich des Diakonischen
Werks in Kurhessen-Waldeck – AVR.KW  –  eine
weitere Änderung zu den Anlagen 8A und 8a (Ver-
gütung des Bereitschaftsdienstes der Ärzte) als
Nachtrag zu ARK 05/10 (vorstehend veröffentlich)
beschlossen.

Gemäß Schreiben der Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion vom 21. Dezember 2010 wurde auf die Mög-
lichkeit der Erhebung von Einwendungen vorab
einvernehmlich verzichtet, so dass der Beschluss
zum 1. Januar 2011 in Kraft tritt.

Auf eine Veröffentlichung der vollständigen
Beschlusstexte im Kirchlichen Amtsblatt wird aller-
dings verzichtet und auf die Veröffentlichung durch
das Diakonische Werk verwiesen.

J o e d t 
Oberlandeskirchenrat

Beschlüsse der
Arbeitsrechtlichen Kommission

Beschluss zu den Arbeitsvertragsrichtlinien 
für den Bereich des Diakonischen Werks in 
Kurhessen-Waldeck – AVR.KW – (ARK 04 und
05/10)

Verlängerung des Moratoriumsbeschlusses für
Dienstvereinbarungen im Arbeitsbereich der
stationären Altenpflege
Vergütung des Bereitschaftsdienstes der Ärzte,
Anlagen 8A/8a AVR.KW

Landeskirchenamt Kassel, den 10. Dezember 2010

Die Arbeitsrechtliche Kommission hat in ihrer Sit-
zung am 11. November 2010 zu den Arbeitsver-
tragsrichtlinien für den Bereich des Diakonischen
Werks in Kurhessen-Waldeck – AVR.KW – die Ver-
längerung des Moratoriumsbeschlusses für Dienst-
vereinbarungen im Arbeitsbereich der stationären
Altenpflege beschlossen (ARK 04/10).

Gemäß Schreiben der Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion vom 16. November 2010 wurde auf die Mög-
lichkeit der Erhebung von Einwendungen vorab
einvernehmlich verzichtet, so dass der Beschluss
unmittelbar ab Beschlussdatum in Kraft tritt.

Ebenso wurde in der Sitzung am 11. November
2010 zu den Arbeitsvertragsrichtlinien für den
Bereich des Diakonischen Werks in Kurhessen-
Waldeck – AVR.KW – eine Änderung zu den Anla-
gen 8A und 8a (Vergütung des Bereitschaftsdien-
stes der Ärzte) beschlossen (ARK 05/10).
Gemäß Schreiben der Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion vom  16. Dezember 2010 wurden keine Ein-
wendungen erhoben, so dass der Beschluss zum
1. Januar 2011 in Kraft tritt.

Auf eine Veröffentlichung der vollständigen
Beschlusstexte im Kirchlichen Amtsblatt wird aller-
dings verzichtet und auf die Veröffentlichung durch
das Diakonische Werk verwiesen.

J o e d t 
Oberlandeskirchenrat

Beschluss zu den Arbeitsvertragsrichtlinien
für den Bereich des Diakonischen Werks in 
Kurhessen-Waldeck – AVR.KW –   (ARK 07/10)

Vergütung des Bereitschaftsdienstes der Ärzte,
Anlagen 8A/8a AVR.KW

Landeskirchenamt Kassel, den 7. Januar 2011

Die Arbeitsrechtliche Kommission hat in ihrer Sit-
zung am 16. Dezember 2010 zu den Arbeitsver-
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Zusammenstellung der Rundverfügungen 2010

noch aus 2009

18.12.2009 A 2890/09 – R 702 Berufsgenossenschaftliche Vorschriften für Sicherheit und Gesundheit
hier: Elektrische Anlagen und Betriebsmittel

2010

06.01.2010 A10/10 – R 404-50 Texte und Lieder für die Sonn- und Feiertage (didaskalia 47)

11.01.2010 A 62/10 – R 423-63 Zwischenkirchliche Hilfe für Mission und Entwicklung 2010

12.01.2010 A 8/10 – R 543-40 Magazin zum Melanchthon-Jahr 2010

20.01.2010 – Erdbebenkatastrophe in Haiti

01.02.2010 A 253/10 – R 313 Fürbitte für bedrängte und verfolgte Christen

08.02.2010 A 279/10 – R 700-1 Zuteilung von Baumitteln für Bauvorhaben im Haushaltsjahr 2011

04.03.2010 A 551/10 – R 604-33 Hinweise zur Dienstreise-Fahrzeug-Versicherung

08.03.2010 A 598/10 – R 764 Überlassung kirchengemeindlicher Räume an Gruppen und Perso-
nen außerhalb der Kirche

11.03.2010 A 625/10 – R 543-38 75 Jahre Evangelische Kirche von Kurhessen-Waldeck

29.03.2010 A 767/10 – R 345-2 Informationen zum Sehbehindertensonntag 2010

29.03.2010 A 761/10 – R 421-1 Forum am 11. Juni 2010
„Diakonisch Kirche sein – Grenzen vor Ort überwinden“

29.03.2010 A 651/10 – R 305-3 Versicherungsschutz für „Offene Kirchen“

13.04.2010 K 9410 – R 534 Michael Hederich: Karl Bernhard Ritter. Reformer – Kämpfer – Seel-
sorger. Ein Lebensbild.

14.04.2010 A 844/10 – R 405-36 Internet und Einsatz von Microsoft Betriebssystemen und Office-
Anwendungen; zugleich Aufhebung der Rundverfügungen A 267/00
– R 812 vom 25.1.2000 und A 3337/02 – R 812 vom 2.10.2002

14.06.2010 A 1371/10 – R 612 Neuregelungen Verpachtungen

14.06.2010 A 1402/10 – R 423-91 Lateinamerika – Kirche, Glaube, Gesellschaft
Jahrbuch Mission 2010

15.06.2010 A 1421/10 – R 424-3 Was eint? Was trennt? Ökumenisches Basiswissen
Arbeitsheft des Konfessionskundlichen Instituts Bensheim

15.06.2010 A 3043/09 – R 224-91 Evaluation des Fort- und Weiterbildungsgesetzes

28.06.2010 A 1492/10 – R 315 Inspiriert! – Theater im Gottesdienst

05.07.2010 A 1555/10 – R 664 Genehmigung von Haushaltsplänen durch die Kirchenkreisvorstände
gemäß § 23 Absatz 4 HKR-G

19.07.2010 A 596/10 – R 700 Grundsätze zur Vergabe von Bauleistungen

21.07.2010 A 1730/10 – R 700-2 Empfehlungen zur Erarbeitung von Gebäudebedarfsplänen
Definition zur Gemeindehausnutzfläche
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21.07.2010 A 1738/10 – R 224-90 Rundverfügung zu den „Richtlinien für die Ausbildung kirchlicher 
Mitarbeiter in Gemeinde- und Bildungsarbeit der EKKW“, hier:
Anlage „Liste der anerkannten Ausbildungsstätten“ vom 27. April 
2010 (KABl. S. 108 ff.)

20.08.2010 – Flutkatastrophe in Pakistan

25.08.2010 A 1963/10 – R 221 Dienstfreies Wochenende für Kirchenmusikerinnen und Kirchen-
musiker

30.08.2010 A 1863/10 – R 313-1 Buß- und Bettagskampagne 2010

02.09.2010 A 2030/10 – R 230 Beschluss der Arbeitsrechtlichen Kommission über die Verpflichtung 
zur Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses für privatrecht-
lich Beschäftigte

08.09.2010 A 2012/10 – R 315-5 „Kirche im Aufbruch“

15.09.2010 A 1879/10 – R 660-2 Handhabung der Bewilligung von Zuwendungen nach § 21 des 
vorläufigen Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesengesetzes für 
die Doppelte Buchführung in Konten (HKRG-DOPPIK)

23.09.2010 A 2163/10 – R 401-1 Arbeitsheft zum Ökumenischen Bibelsonntag am 30. Januar 2011

Sept. 2010 K 9000 – R 423 Personelle Veränderungen im Ökumenedezernat des Landes-
kirchenamtes 2010

Sept. 2010 – Ökumenische Friedensdekade vom 7. – 17. November 2010
Im Rahmen der Dekade zur Überwindung von Gewalt

24.09.2010 A 2180/10 – R 442-2 Kollekte zum Volkstrauertag am 14. November 2010

10.10.2010 A 1751/10 – R 413-10 Wahl der Landesfrauenkonferenz 2011 - 2015

25.10.2010 K 9000 – R 318 Zugangscode Kasseler Lektorenpredigt

27.10.2010 A 2459/10 – R 313-1 Buß- und Bettagskampagne 2010 hier: Arbeitshilfe

10.11.2010 A 2364/10 – R 311-3 Kanzelabkündigung zum Buß- und Bettag

15.11.2010 A 2610/10 – R 543-39 Themenjahr „Reformation und Freiheit“

17.11.2010 A 2585/10 – R 305-3 Versicherungsschutz für „Offene Kirchen“

22.11.2010 A 2538/10 – R 442-3 Verteilung der Kollektenbücher 2011

29.11.2010 A 2683/10 – R 224-92S Erläuterungen zu den „Richtlinien für die Supervision“ der Evange-
lischen Kirche von Kurhessen-Waldeck vom 31. August 2010 
(KABl. S. 178)

17.12.2010 A 2841/10 – R 224-90 Fortbildungskatalog Gemeinde- und Bildungsarbeit 2011
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Amtliche Nachrichten
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Pfarrstellenausschreibungen:

1. Pfarrstelle Auf dem Berg,
Kirchenkreis Gelnhausen
Die Stelle wird besetzt auf Beschluss des Bischofs
nach Präsentation.
(erneute Ausschreibung)   

Bad Sooden-Allendorf,
Kirchenkreis Witzenhausen
Die Stelle wird besetzt nach Gemeindewahl.

1. Pfarrstelle Baunatal-Altenbauna,
Kirchenkreis Kaufungen
(Pfarrstelle mit Dreiviertel-Dienstauftrag)
Mit der Pfarrstelle verbunden ist als Zusatzauftrag
die Wahrnehmung von Blindenseelsorge im Spren-
gel Kassel.
Die Stelle wird besetzt auf Beschluss des Bischofs.

2. Pfarrstelle Hessisch Lichtenau,
Kirchenkreis Witzenhausen
Mit der Pfarrstelle verbunden ist als weitergehen-
der Auftrag die Wahrnehmung von Klinikseelsorge
in Hessisch Lichtenau.
Die Stelle wird besetzt nach Gemeindewahl.

3. Pfarrstelle Wolfhagen-Leckringhausen,
Kirchenkreis Wolfhagen
Die Stelle wird besetzt auf Beschluss des Bischofs.
(erneute Ausschreibung)

Klinikpfarrstelle Gelnhausen
(Pfarrstelle mit halbem Dienstauftrag)
Die Stelle wird besetzt auf Beschluss des Bischofs.

Der Dienst der Klinikpfarrstelle Gelnhausen (Pfarr-
stelle mit halbem Dienstauftrag) wird im Kreiskran-
kenhaus Gelnhausen wahrgenommen, das zur
Main-Kinzig-Kliniken gGmbH gehört, deren alleini-
ger Eigentümer der Main-Kinzig-Kreis ist.

 

 

 

Hinweise zu Bewerbungen:

Die Mietwerte der Pfarrhäuser/Pfarrdienstwoh-
nungen für die ausgeschriebenen Pfarrstellen
können beim Landeskirchenamt in Kassel unter
Telefon (05 61) 93 78-235 erfragt werden.

Allen Bewerbungen sind ein tabellarischer
Lebenslauf und ein Kurzbericht zur bisherigen
Tätigkeit und zu Schwerpunkten der Arbeit und
der Fortbildung sowie Hinweise zur Motivation
der Bewerbung beizufügen. Diese Unterlagen
sind zur Weitergabe an die ausgeschriebenen
Gemeinden bestimmt.

Bei bereits vom Bewerber bzw. der Bewerberin
versehenen Pfarrstellen entfällt die Vorlage der
Unterlagen.
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Das Gelnhäuser Krankenhaus verfügt nach der
Erweiterung über 400 Planbetten, ca. 900 Mitarbei-
tende leisten Normal- und Regelversorgung in sta-
tionärer und ambulanter Form und verfügt über fol-
gende Abteilungen: Innere Medizin, Allgemeine
Chirurgie und Unfallchirurgie, Anästhesie und
Schmerztherapie, operative Intensiv- und Notfall-
medizin, Gynäkologie und Geburtshilfe, Kinder-
und Jugendmedizin, Belegabteilungen für Hals-
Nasen-Ohrenheilkunde und Urologie, eine psy-
chiatrische Tagesklinik, eine Abteilung für Kurzzeit-
pflege sowie ein Bildungszentrum mit einer Kran-
kenpflegeschule.

Im Rahmen eines halben Dienstauftrages gehören
zum Aufgabenfeld der Pfarrstelle:

− Seelsorge an Patientinnen und Patienten, deren
Angehörigen und den Mitarbeitenden des Kran-
kenhauses

− regelmäßige Übernahme von Gottesdiensten
und Abendmahlfeiern in der Krankenhauskapelle

− Übernahme von Kasualien auf Wunsch von Pati-
entinnen, Patienten und Mitarbeitenden in
Absprache mit den zuständigen Ortspfarrerin-
nen und -pfarrern

− Mitwirkung an Themenangeboten und Unterricht
an der Krankenpflegeschule

− Fortbildungsveranstaltungen für Mitarbeitende
− Mitarbeit im Klinischen Ethikkomitee der Main-

Kinzig-Kliniken gGmbH 
− Teilnahme an regelmäßigen Dienstbesprechungen
− Gewährleistung ständiger Erreichbarkeit, konti-

nuierlicher Präsenz und Rufbereitschaft im Rah-
men von Absprachen mit der Stelleninhaberin,
die im Rahmen eines weitergehenden Auftrages
mit Klinikseelsorge im Kreiskrankenhaus Geln-
hausen beauftragt ist 

− Abstimmung des Dienstes mit den anderen in
der Klinik eingesetzten Seelsorgerinnen und
Seelsorgern im Rahmen der ökumenischen
Zusammenarbeit

− Teilnahme an den Konferenzen der Klinik- und
Altenheimseelsorge der EKKW und an Pfarrkon-
ferenzen des Kirchenkreises Gelnhausen

− Öffentlichkeitsarbeit nach innen und außen

Vorausgesetzt werden:

− Team- und Konfliktfähigkeit
− Ökumenische Aufgeschlossenheit 
− Bereitschaft, sich auf ungewohnte Situationen

und Erfahrungen einzulassen und sie praktisch-
theologisch zu reflektieren und zu gestalten

− ein Kurs in Klinischer-Seelsorge-Ausbildung
(KSA) oder die Bereitschaft zu einer zeitnahen
entsprechenden Ausbildung

− Wahrnehmen und Reflektieren der Lebens- und
Veränderungsprozesse in der Institution Kran-
kenhaus und im umgebenden Kirchenkreis

− ein Wohnsitz in Gelnhausen oder der nahen
Umgebung

Nähere Auskünfte erteilt die zuständige Referentin,
Pfarrerin Nicola Haupt, Landeskirchenamt (0561-
9378-285).

Bewerbungen bis zum 28. Februar 2011 unmittel-
bar an das Landeskirchenamt, Referat T 1
(Theologisches Personal), Durchschrift an das
für den Bewerber bzw. die Bewerberin zuständige
Dekanat.

Nichtamticher Teil

Stellenausschreibung

Auslandsdienst auf Gran Canaria (Spanien)

Für das Evangelische Tourismuspfarramt mit
Dienstsitz in Maspalomas sucht die Evangelische
Kirche in Deutschland (EKD) zum 1. September
2011 für die Dauer von zunächst sechs Jahren 

eine Pfarrerin / einen Pfarrer / ein Pfarrehepaar

für die vielfältigen Aufgaben auf einer Ferieninsel,
die jedes Jahr viele Urlauber anzieht und die für
Viele, die dort auch längere Zeit leben, zur Heimat
wird. Sie finden das Tourismuspfarramt unter
www.kirche-gran-canaria.de. Zu Ihrem Zuständig-
keitsbereich gehört auch die Koordination der
Arbeit auf Fuerteventura und Lanzarote, für die
Ruheständler von der EKD beauftragt werden.

Wir erwarten:
− Kreativität und Engagement für die Arbeit in

einer vom Tourismus geprägten Region
− hohes Maß an Flexibilität und Organisations-

talent 
− ausgeprägte kommunikative Kompetenzen
− eine auf ökumenische Offenheit ausgerichtete

Zusammenarbeit 
− situationsgerechte Gottesdienste und Veranstal-

tungen
− sportliche Ambitionen und Freude am Wandern
− betriebswirtschaftliches Denken verbunden mit

der Fähigkeit zum Führen eines Funktionspfarr-
amtes ohne Kirchenvorstand

− Einfühlungsvermögen und soziales Engagement
bei der Seelsorge

− Bereitschaft zum Erlernen der spanischen Spra-
che 

Wir bieten Ihnen:
− eine interessante und abwechslungsreiche

Tätigkeit 
− ein geräumiges, gerade eingeweihtes Gemein-

dehaus 
− eine ruhige Pfarrwohnung mit einem modern

ausgestatteten Büro
− einen Dienstwagen
− einen von der EKD beauftragten Ruhestands-

pfarrer, der Sie in Ihrem Tätigkeitsbereich unter-
stützt
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entsenden sowohl kirchliche als auch staatliche
und nichtregierungsgebundene Organisationen
Entwicklungshelfer und -helferinnen in das Land
sowie auch in großer Zahl Jugendliche, die ein Jahr
im Rahmen des vom Bundesministerium für
Zusammenarbeit geförderten Programms „welt-
wärts“ absolvieren.

Im Sinne der Kirchengemeinde erwarten wir:
− eine theologisch versierte, aufgeschlossene

Persönlichkeit
− Interesse an entwicklungspolitischer Arbeit
− Erfahrungen im Bereich Vernetzung und Fund-

raising
− Erfahrungen mit einladendem und missionari-

schem Gemeindeaufbau
− die Bereitschaft, mit dem gewählten Gemeinde-

rat die Gemeinde zu leiten und Konzepte für die
Zukunft der Gemeinde zu entwerfen

− die Bereitschaft, Religionsunterricht an der deut-
schen Schule zu erteilen 

− Offenheit für die Ökumene

Die Kirchengemeinde bietet Ihnen:
− ein vielseitiges und interessantes Arbeitsfeld, in

dem die neue Pfarrerin / der neue Pfarrer große
Gestaltungsmöglichkeiten hat

− ein engagiertes Team im Kirchenvorstand, das
sich auf tatkräftige Unterstützung freut

− ein aktives deutschsprachiges Umfeld, in dem
sich neue Menschen zu kirchlichem Engage-
ment einladen lassen

− ein Pfarrhaus und einen Dienstwagen

Gesucht wird ein Pfarrer / eine Pfarrerin / ein Pfarr-
ehepaar mit öffentlich-rechtlicher Anstellung in
einer der Gliedkirchen der EKD und mehrjähriger
Gemeindeerfahrung. Die Besoldung richtet sich
nach den Bestimmungen der EKD. Leben Sie in
einer Familie, möchten wir Ihren Ehepartner / Ihre
Ehepartnerin ebenfalls kennenlernen, weil ein
mehrjähriger Auslandsaufenthalt vom Ehepartner
bzw. Ehepartnerin mitgetragen werden muss. Spa-
nische Sprachkenntnisse sind zur Ausübung des
Dienstes erforderlich. Bei Bedarf wird zu Beginn
der Dienstzeit ein Intensivsprachkurs angeboten.

Für weitere Informationen stehen Ihnen Frau
OKR’in Dr. Uta Andrée (0511-2796-224) oder Frau
Heike Buchholz (0511-2796-225) zur Verfügung.

Ihre aussagefähige Bewerbung richten Sie bitte bis
zum 1. März 2011 an die nachstehende Anschrift.
Sie erhalten die Ausschreibungsunterlagen und
weitere Informationen auf Ihre schriftliche Nachfra-
ge, möglichst per E-Mail:

Evangelische Kirche in Deutschland
Kirchenamt der EKD
Postfach 21 02 20
D-30402 Hannover
E-Mail: teampersonal@ekd.de

Aufgrund der örtlichen Gegebenheiten ist die Stel-
le für Familien mit Kleinkindern bzw. schulpflichti-
gen Kindern nicht geeignet. Gesucht wird ein Pfar-
rer / eine Pfarrerin / ein Pfarrehepaar mit öffentlich-
rechtlicher Anstellung in einer der Gliedkirchen der
EKD und mehrjähriger Leitung eines Gemeinde-
pfarramtes. Die Besoldung richtet sich nach den
Bestimmungen der EKD. Falls erforderlich, bieten
wir Ihnen vor Dienstbeginn einen von der EKD
finanzierten Intensivkurs Spanisch an. Leben Sie in
einer Familie, möchten wir Ihren Ehepartner / Ihre
Ehepartnerin ebenfalls kennenlernen, weil ein
mehrjähriger Auslandsaufenthalt vom Ehepartner
bzw. von der Ehepartnerin mitgetragen werden
muss.

Für weitere Informationen stehen Ihnen gern Frau
Stünkel-Rabe (0511-27 96-126) oder Herr Oberkir-
chenrat Riedel-Schneider (0511-27 96-127) zur
Verfügung.

Ihre aussagefähige Bewerbung richten Sie bitte bis
zum 28. Februar 2011 an die nachstehende
Anschrift. Sie erhalten weitere Informationen und
Unterlagen auf Ihre schriftliche Nachfrage, mög-
lichst per Email:

Evangelische Kirche in Deutschland
Kirchenamt der EKD
Postfach 21 02 20
D-30402 Hannover
Email: teampersonal@ekd.de 

Stellenausschreibung

Auslandsdienst in La Paz (Bolivien)

Für den Auslandsdienst mit Dienstsitz in La Paz
sucht die Evangelische Kirche in Deutschland zum
15. Juli 2011 zunächst für die Dauer von drei Jah-
ren für die deutschsprachige Evangelisch-Lutheri-
sche Kirche in Bolivien

eine Pfarrerin / einen Pfarrer / ein Pfarrehepaar

zur Mitarbeit in den Gemeinden von La Paz, Santa
Cruz und Cochabamba mit einem deutlichen
Schwerpunkt in La Paz. Die deutschsprachige Kir-
che steht vor vielen Umbrüchen, die unter anderem
einen missionarischen Aufbruch wünschen lassen.
Junge Menschen und Deutschsprachige, die noch
keine lange Geschichte mit ihrer neuen Heimat
Bolivien haben, kommen als neue Zielgruppen
neben den treuen Gemeindegliedern in den Blick.
Neben der pastoralen Tätigkeit ist eine Vernet-
zungsarbeit gefragt, die das Leben der Gemeinde
mit den entwicklungspolitischen Akteuren vor Ort
verknüpft. Bolivien ist eines der Schwerpunktländer
der deutschen Entwicklungshilfe. Entsprechend
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Spiritualität im Alltag
- ein Übungsweg -

für Pfarrerinnen und Pfarrer und Interessierte

März bis Dezember 2011
im Kloster Germerode

Christliche Spiritualität ist Geschenk und Aufgabe
zugleich. Sie sucht nach Spuren Gottes im Alltag
und versucht, das konkrete Leben auf Ihn hin zu
ordnen und sich von Ihm verwandeln zu lassen.
Spiritualität braucht feste Zeiten und Orte im Alltag,
um durch Übung und Wiederholung  lebendig und
kraftvoll zu werden. In einer geistlichen Weg –
Gemeinschaft wollen wir uns dabei gegenseitig
unterstützen.

Sie sind eingeladen, 
− einen Übungsweg der Spiritualität im Alltag ken-

nen zu lernen und zu gehen,
− Leib und Seele als Tempel des Heiligen Geistes

wahrzunehmen und  zu bereiten,
− Methoden spiritueller Praxis kennen zu lernen,
− die eigene Arbeit von einer geistlichen Mitte her

zu bedenken und auszurichten,
− spirituelle Fähigkeiten wie Beten, Segnen,

Unterscheidung der Geister, geistlich Führen
usw. zu vertiefen,

− Rituale und Symbolhandlungen zu vollziehen.

Die Themen
− werden vom jeweiligen Sonntag im Kirchenjahr

vorgegeben,
− bei jedem Treffen wird der Predigttext des kom-

menden Sonntags besprochen.

Arbeits- und Übungsformen:
− Bioenergetische Körperübungen 
− Wahrnehmungs- und Atemübungen
− Schriftmeditation (betrachtendes Gebet)
− Kontemplation (Herzensgebet)
− Pilgern
− Geistliche Begleitung

Zielgruppe
− Pfarrerinnen und Pfarrer
− Spirituell Interessierte

Zeiten:
− Jeweils Donnerstag 10.00 bis 18.30 Uhr
− 17.03.; 14.04.; 12.05.; 09.06.; 25.08.; 15.09.;

27.10.; 17.11. u. 15.12.2011
− Zu Hause: tägliche Übungszeit  von ca. 20 Minu-

ten während des ganzen Kurses

Ort:
Kloster Germerode
Klosterfreiheit 34
37290 Meißner-Germerode

Leitung:
− Dr. Manfred Gerland, Pfarrer für Meditation und

geistliches Leben 
− N.N..

Kosten für den gesamten Kurs :
− 250,00 € (inkl. Verpflegung)

Anmeldung bis spätestens 15. Februar 2011 bitte
schriftlich an:
Pfr. Dr. Manfred Gerland
Goldbergstr.3
37293 Herleshausen
m.gerland@ekkw.de 
oder Fax (0 56 54) 9 23 00 31
www.kloster-germerode.de

Für Rückfragen: (0 56 54) 92 38 88
Teilnahme nach Eingang der Anmeldungen, 
Teilnahmebegrenzung: 12 Personen
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